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Sechſte öffentliche Sitzung .

Karlsruhe , Mittwoch , den 9. Mai 1928 ,

nachmittags 3½ Uhr .

Vizepräſident Wilhelm Schulz eröffnet die

Sitzung . Dekan Renner ſpricht das Eingangsgebet .

Neue Eingänge liegen nicht vor

Es wird in die Tagesordnung eingetreten und

zuerſt aufgerufen

Antrag der Synodalen Immiſch und Genoſſen

zur Simultanſchule .

Berichterſtatter Abgeordneter Vath :

Meine Damen und Herren !

Der Antrag lautet :

Die Synode verweiſt auf ihren vorjährigen

Beſchluß über die badiſche Simultanſchule . Sie

begrüßt daher , daß die Kirchenregierung in ihrer

Erklärung vom 16 . September 1927 für die ba

diſche Schulgeſetzgebung mit ihrer vorbildlichen

Ordnung der Beſorgung und Beaufſichtigung des

Religionsunterrichts eingetreten iſt , und vertraut

darauf , daß das auch ferner geſchehen wird

Dieſer Antrag erfuhr der Beratung nachſtehende
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Die Synode verweiſt auf ihren vorjährigen

Beſchluß über die badiſche Simultanſchule . Die

Synode erwartet , daß die beſtehende , in der ba

diſchen Bevölkerungsmiſchung begründete Simul

tanſchule erhalten bleibt . Sie begrüßt daher , daß

die Kirchenregierung in ihrer Erklärung vom

16 . September 1927 für die badiſche Simultan

ſchule mit ihrer vorbildlichen Ordnung der Be

ſorgung und Beaufſichtigung des Religionsunter
richts eingetreten iſt , und vertraut darauf , daß das

auch ferner geſchehen wird .

Zur Begründung : Mit dem Fallen des Reichsö

ſchulgeſetzentwurfs iſt die Gefahr für das Weiter

beſtehen der badiſchen Simultanſchule nicht behoben .

Die Verhältniſſe in vielen Gliedſtaaten des Reichs

drängen auf ein ichsſchulgeſetz . Auch die Wei⸗

marer Verfaſſung ruft nach einer Löſung dieſer

Frage . Jeder neue Geſetzentwurf kann unſere

badiſche Simultanſchule gefährden , da ſie einmal

gemiſchte Schule iſt , andererſeits aber der Kirche

in der Erteilung und Beaufſichtigung des Religions⸗

unterrichts Rechte gewährt , wie ſie keine Konfeſſions

ule kennt . Es iſt darum ſelbſtverſtändlich , daß

unſere evang . Kirche in Baden die Erhaltung dieſer

chriſtlichen Simultanſchule wünſcht , die ja auch im

Hinl

lkerung als die in unſerem

Der Hauptberichtsausſchuß erſucht

einſtimmig um Annahme des vorhin erwähnten

ſch

Hi ſlick auf die konfeſſionelle Miſchung unſerer Be⸗

zand allein mögliche

anzuſehen iſt

gemeinſamen Antrags .

Der Antrag wird mit allen Stimmen ange

nommen

Antrag der Synodalen W. Schulz und Gen . ,

die Benützung fakultativer Kurſe in Latein

und Griechiſch durch Schüler nichthumaniſtiſcher

ranſtalten etr

el terſtatter Abger eter Bath : Oer Antrag

Die Synode bittet die Kirchenbehörde , all

jährlich unmittelbar nach Oſtern die Religions
lehrer an nichthumaniſtiſchen Höheren Schulen

aufzufordern , daß ſie Begabte veranlaſſen , ſich an

für Latein und Griechiſch
u beteiligen , weil ſie ſich ſo eine weit größere

Freiheit für ihre künftige Berufswahl ſichern .

den fakultativen Kurſen

Der Antrag iſt herausgeboren aus der Tatſache ,
daß gerade in den letzten Jahren eine große Zahl

junger Theologen aus nichthumaniſtiſchen Schulen

zum Studium der Theologie kommt . Ihre Aus



Hebräiſch nimmbildung in Latein , Griechiſch und
f

enügend ſein ſollwenn ſie einigermaßen viel Zeit

und Kraft während des Studiums in Anſpruch . Ein

ſchon in der Schulzeit einſetzender Hinweis auf die

fakultativen Kurſe in Latein und Griechiſch könnte

für das Theologieſtudium einen viel gründlichere

und ſichereren Unterbau ſchaffen . Wir bitten

verleſenen Antrag bei

darun

die Synode , dem zutreten

Einſtimmig angenommen .

und Gen . , die

von Gemeinde

Synodalen Roſt

und Ausbildung

helferinnen betr

Antrag der

Anſtellung

Berichterſtatter Abgeordneter Vath

lautet :

In den Gemeinden der großen Städte erweiſt

ſich die Anſtellung von Gemeindehelferinnen immer

mehr als unabweisbare Notwendigkeit . Sie iſt

aber infolge der dadurch bedingten Belaſtung der

öffentlichen Fonds vielfach durchführbar .

Die Synode bittet die Kirchenbehörde zu prüfen ,

ob die Bereitſtellung landeskirchlicher Mittel zur

Anſtellung von Gemeindehelferinnen müglich iſt

nicht

Zugleich wären Richtlinien für die Vorbildung

der Gemeindehelferinnen feſtzuſetzen .

Zur Begründung iſt folgendes zi ſagen

ausgedehnte und ſtets wachſende Arbeit , beſonde

der Stadtgeiſtlichkeit , auf dem Gebiete der Fürſorge

der Jugendpflege und auch der Seelſorge hat in

den letzten Jahren die Anſtellung auch weiblicher

Hilfskräfte (ſog. Gemeindehelferinnen ) bedingt

Meiſt mußte man ſich dabei infolge der Finanzlage

der ſtädtiſchen Kirchengemeinden mit Abſolventinne

der ſozialen Frauenſchulen , die ihr Probejahr al

dienten , be üt ungenügend

ausgebildeten ſonſtigen den Helferin

nen obliegende vielf erla jedoch

vielfach nochStetigkeit . Auch die
f gentümliche des

die unbedin

Die Frage be

aber mög

nicht ſo gericht

kirchlichen Fürſorg

notwendige Unterle

darf noch durchgehender Klärung

lichſt umgehend ar

muß

iffei el ichuf
lſſen werde Ausſchuß

t daher ein num 1die Synode das Erſuchen

de
˖ lntrag empfehlend de

Kirchenbehörde zu weiterer möglichſt raſcher Be

handlung zu überweiſer

Abgeordneter Roſt Synode ! Seit einer

ren ſind in einzelnen Städten unſeresNe E1

Landes ſog. „ Gemeindehelferinnen “ angeſtellt wor

de Vorangegangen iſt dabei Freiburg . In der

Fahren iſt Heidelberg dazugekommen . Seit

er Zeit hat Mannheim einzelne Gemeinde

belferinnen angeſtell

Die Veranlafſ weniger die ſtändit

iehmende Seelenzahl der großen Gemeinden , als

i hne immer mehr erwachſenden Aufgaben

Dieſe Aufgaben liegen auf einem Gebiete , das nicht

Seel edi id Religionsunterricht

ine th ſche V ildun fordert ndern da

er Bemeindegliedern , d Laien , die Mit

urbeit in der Gemeinde in beſonderer Weiſe er

möglicht

Dazu gehört vor

unter dem Namen des „ Jugend

zu begreifen gewohnt ſind , alſo

Jugend

Großſtädten , die Mündel

vor allem aber auch der aus dem Lande zuziehender

allen Dingen das meiſte vor

dem , was wir und

Wohlfahrtsdienſtes “

die Pflege

in unſeren

Führung der

Beſuche der

die Fürſorge , die

Hausangeſtellten . Die Gemeindehelferin in unſerer

Stadt macht in der Woche 40 —60 Hausbeſuche

allein bei ſolchen Zugezogenen , und meiſtens werden

dieſe Beſuche mit großer Freude und mit Dank auf
— — Re

genommen Ferner gehört dazu die Pflege der

Sh Sie wiſſen alle efährdet heute dieſes

C ehene katholiſche Zeitſchrift

zat feſtgeſtellt , daß im letzten Jahre in Berlin jed

0 katl chieden worden iſt . Wenn

dabei an die Verhältniſſe in unſerer evange

dann mag einem dabei

Jahr die

nicht

erſchreckender Gedanke ,

wohl bange werden . Wir jedes

wachſende Zahl der Ehen feſt , die kirchlich*

nehr getraut ſiind Es iſ

venn man ſich ſagen muß , daß in einer Stadt wie

Mannheim Jahr für Jahr 400 evangeliſche

Ehen kirchlich nicht getraut ſind und daß eine große



Zahl der Miſchehen unſerer evangeliſchen Kirche

verloren geht . Hier ſind Aufgaben in umfaſſendem

Maße gerade für eine Gemeindehelferin . Wir können

uns auch ſehr wohl denken , daß die Ausſprache

zwiſchen der Braut und der Gemeindehelferin viel

ht doch dazu führt , die kirchliche Trauung noch

begehren , und daß die durch einen ſolchen Beſuch

eſchaffene Verbindung gerade für ſpätere Zeit dazu

führen kann , in den Augenblicken , in denen eine Ehe

einmal gefährdet iſt , wieder einzugreifen mit gutem

Rat , mit einem verſtändnisvollen Helfen . Hier ſind

Aufgaben , die zu löſen oder zu deren Löſung wenig

ſtens beizutragen in erſter Linie die Gemeinde

helferin berufen iſt. Denken Sie auch an die

einer Gemeinde , an die Alleinſtehenden , die der

Pfarrer gar nicht ſo beſuchen kann , wie es bchingt
notwendig wäre .

Aus dieſer Not der Gegenwart ſind ja in erſter

re Wohlfahrts - und Jugendpfarrämter

herausgewachſen . Aber wir dürfen nicht überſehen

daß gerade darin eine Gefahr liegt , nämlich die

Gefahr , daß eine Arbeit , die die Gemeinde als

Gemeinde an ihren Gliedern zu tun hat , auf dieſe

Art außerhalb verlegt wird . Durch die Gemeinde

helferin wird es jedoch ermöglicht , daß alle dieſe

Arbeit wieder in die Gemeinde hineingetragen wird

daß eine lebendige Verbindung hergeſtellt wird

Alie

Linie unſ

zwiſchen dem Pfarramt der Gemeinde und dem

immer doch mehr außenſtehenden Wohlfahrts nd

Jugendpfarramt . Wit 5

iſerer Kirche davor hüten , daß wir zu einer Art

kirchlichen Spezialiſtentums kommen . Die Aufgab

dieſer Jugend⸗ 81 Wohlfahrtspfarrämte wird

immer nur die ſein können , Wege zu finden Mittel
zu erſinnen , wie der Not in den Gemeinden geſteuert

werden kann . Aber das Organ , das wirklich dazu

beſtimmt iſt , dieſe Schäden zu beheben , muß die

Gemeinde ſein . Sie hat die Pflicht des Dienſtes

an ihren Gliedern .

Man hat befürchtet , daß vielleicht durch die

Tätigkeit der Gemeindehelferin eine Entfremdung

eine Entfernung zwiſchen dem Pfarrer und ſeiner

Gemeinde eintreten könnte . Das Gegenteil wird der

Fall ſein da , wo wirklich gearbeitet wird . Gerade

Sechſte

meinde wie

Sitzung

die Gemeindehelferin wird immer wieder den

Pfarrer aufmerkſam machen können auf beſondere

Fälle in ſeiner Gemeinde ; mancher Beſuch wird

gemacht werden können , der ſonſt ungeſchehen ge

blieben wäre . Im großen und ganzen iſt überhaupt

zu ſagen , daß die Tätigkeit der Gemeindehelferin

nicht darin beſteht , daß ſie dem Pfarrer etwas von

ſeiner Arbeit abnimmt , ſondern daß ohne ſie Arbeit

liegen bliebe , die getan werden muß .

h ſtellt ſich dabei immer ſtärker die Not

gkeit ie Frage der Beſchaffung der

Mittel zu klären . Wenn eine großſtädtiſche Ge

muheim 16 Gemeindehelferinnen

anſtellen muß , ſo iſt damit eine äußerſt ſtarke Be

laſtung ihrer Fonds gegeben , ja ſie wird für ſie

auf die Dauer geradezu untragbar . Wir haben

den Verſuch gemacht , Abſolventinnen des dortigen

ozialen Frauenſeminars anzuſtellen , und beſolden

Peritts

ſie wie Stadt und Staat als Probekandidatinnen

zunächſt mit 75 N . im Monat . Sie können leicht

errechnen , daß , wenn ſämtliche 16 Pfarrämter der

Innenſtadt eine ſolche Anſtellung von Gemeinde

rinnen vornehmen , im Jahre ein Bedarf von

14- 15 000 J % entſteht . Wenn wir dieſe Ge

meindehelferinnen ſpäter aber ſo einſtufen , wie Stadt

und Staat ſie als Beamtinnen einreihen , dann iſt
dadurch eine jährliche Ausgabe von 35 —40000 77,½¼

bedingt . Rechnen Sie dazu die großen Summen ,

d ädiiſchey Gemeinden fiüir Sotationen *

2 A* 414 „ F

1 eindehelfer *

unſer Antrag in erſter Linie

auch , die Kirchenbeh bitten , ſie wolle prüfen ,
wie für dieſen Zweck Mittel bereitgeſtellt werden

können namentlich für di

Darum beabſichti

zroßſtädtiſchen Gemein

den . — Ich i mir denken , daß auch größere Land⸗

gemeinden in Frage kommen

Zugleich damit haben wir die Frage nach den

Richtlinien für die Ausbildung der Gemeindehelferin⸗

nen aufgeworfen . Der Gedanke liegt ja nahe , daß in

erſter Linie Abſolventinnen der Evang . ſozialen

Frauenſchule in Freiburg herangezogen werden ſollen

Aber ebenſo liegt auf der Hand , daß es doch nicht gut



Sechfte

ſich für dieſen

Beruf Freiburg zu ſchicken ; denn die

Familien ja oft gar nicht in der Lage , die

Mittel für einen mehrjährigen Aufenthalt dort auf

zubringen . In Betracht kommt ferner , daß unſere

ſozialen Frauenſchulen z. Z wenn ich ſo ſagen

ſoll an einer Überproduktion leiden . Mannheim

ſetzt jedes Jahr eine große Zahl von Kandidatinnen

heraus , die heute beim Staat und bei der Stadt

nicht einmal mehr Gelegenheit finden können , ihr

Probejahr zu abſolvieren . Wir ſehen es darum als

eine Aufgabe der Kirche an , ihnen Gelegenheit

geben , ihr Probejahr wenigſtens im kirchlichen Dienſt

zu abſolvieren . Wir haben allerdings dabei die

Beobachtung gemacht , daß die Ausbildung an den

ſozialen Frauenſchulen , bei aller Anerkennung ihrer

außerordentlichen Leiſtungen , für den — 4 chen

Dienſt nicht ganz genügt . Wir müſſen fordern, daß

die Gemeindehelferinnen Veſcheid wiſſen mit der

Verfaſſung der Kirche , mit den beſonderen kirchlichen

Aufgaben und Einrichtungen . 2 wäre mit

Aufbaukurſen geholfen , wie ſie z. Z. ja ſchon am

Freiburger Seminar veranſtaltet werden . Das

Neulandhaus in Eiſenach hat in ähnlicher Weiſe

Ausbildungskurſe für Gemeindehelferinnen einge

richtet . In Betracht käme vielleicht auch eine ganze

Reihe von Deutſchen Bibelſchulen , wie etwa das

Burckhardthaus in Berlin oder Cannſtatt . Auf

keinen Fall aber ſollten die aufzuſtellenden Richt⸗

linien eine unbedingte Norm ſchaffen , die jede andere

Möglichkeit ausſchließt . Dazu iſt die Einrichtung

alle jungen Mädchen , die

nach Fr
möglich iſt ,

eignen

ſind

d

ei

noch zu jung , die Erfahrungen , die wir damit

gemacht haben , nicht ausreichend , und vor allem

widerſpräche es dem Geiſt , in dem allein ein ſolcher

Dienſt getan werden kann . Es iſt ſeelbſtverſtändlich ,

daß jedes Menſchenkind , das ein frommes Herz hat

und dem vielleicht die natürliche Eignung

Helferinnendienſt gegeben iſt , immer eine offene Tür
finden ſoll zur Anſtellung als Gemeindehelferin .

Was ſich uns hier bietet , iſt nicht ein Weg zu einem

neuen , ausſichtsvollen Beruf in der Berufsnot

unſerer Tage ; wohl aber Weg zur Erneuerung

des urchriſtlichen Amtes Diakonie , zur Laien⸗

arbeit in der Gemeinde

ein

der

Sitzung

Antrag einmütig
Darum bitten wir Sie , unſerem

zuzuſtimmen .

Der Antrag wird mit allen Stimmen ange⸗

nommen .

Anträge des Landeswohlfahrtsdienſtes , die

Anſtellung einer Sekretärin betr .

Berichterſtatter Abgeordneter Vath : In unſerer

Vormittagsſitzung haben wir beſchloſſen , dieſen

Punkt ſo zu faſſen :

1. Anſtellung einer Fürſorgerin betr

2. Die Organiſation des Landeswohlfahrts

dienſtes betr

Zu 1: Für den Hauptberichtsausſchuß handelte

es ſich bei dieſem Antrag nur um die Erwägung ,

ob dieſe neue Arbeit ſo notwendig ſei , daß ſie es

den Antrag empfehlend an den Finanz

Dieſe Erwägung wurde ein

ſtimmig bejaht Aufhebung des Bordellgeſetzes

und die nach anfänglichen Erfolgen der Ver

ſorgung der den öffentlichen Häuſern entnommenen

Mädchen eintretenden Schwierigkeiten , die Unüber

ſichtlichkeit gegenwärtigen Arbeit auf dieſem

Gebiet und die unbedingte Pflicht der Kirche , hier

Rettungsarbeit zu tun , rechtfertigt die Bitte des

Wohlfahrtsdienſtes um Mittel für eine orientierende

Arbeit . Der Ausſchuß hat darum den Antrag des

Landeswohlfahrtsdienſtes dem Finanzausſchuß emp

fehlend überwieſen

recch tfe Tti QE

ausſchuß weiterzuleiten .

Die

in

der

von Göler : Die Aufgaben

Landeswohlfahrt und des Badiſchen Landes

für Innere Miſſion , der die Aufgaben der

erſteren im Namen und Auftrag der Landeskirche

betreut , wachſen täglich . Dieſe Aufgaben ſind teils

organiſatoriſcher Natur , teils Alufgaben nachgehen⸗

der Fürſorge . Manche der Arbeiten können durch

Hilfskräfte beſorgt werden . Man kann es daher nur

dankbar begrüßen , wenn die Landeskirche , in deren

Bereich und Intereſſe dieſe Arbeiten ſtehen , bereit

Mittel für die Einſtellung weiterer Hilfskräfte

der Miſſion zu genehmigen .

Abgeordneter

der

vereins

bei Inneren
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Berichterſtatter Abgeordneter Vath :

Zu 2: In dem Zuſammenhang der Beratung

von 1 wurde im Hauptberichtsausſchuß auch die

Frage erwogen , ob nicht dem Landeswohlfahrts⸗

dienſt eine geſetzliche und feſtere Grundlage gegeben
werden müſſe , da die Form , in derer ſich betätigt ,

tatſächlich ſehr problematiſch iſt . Es iſt ſelbſtverſtänd⸗

lich , daß die hier ſich ergebenden Fragen zu umfang —⸗
reich und auch zu bedeutend ſind , als daß ſie in

Synodalausſchüſſen oder durch die Synode jetzt

gelöſt werden könnten . Unſer Ausſchuß empfiehlt

jedoch der Synode einſtimmig die Annahme fol

genden Antrags :

Die Synode bittet den Oberkirchenrat , dafür

zu ſorgen , daß der Landeswohlfahrtsdienſt ſe

organiſiert wird , daß er beſſer geeignet iſt , die der

Kirche zufallenden Aufgaben zu erfüllen .

Einſtimmig angenommen .

Bericht über den Antrag der kirchl . ⸗liberalen

Fraktion , den geſetzlichen Schutz des Volks⸗

trauertages betr .

Berichterſtatter Abgeordneter Vath : Der Antrag

lautet :

Die Synode erſucht die Kirchenregierung , den

geſetzlichen Schutz des Volkstrauertages bei der
GadtFensn 24 1 * 4 1 Atean 1 N41badiſchen Staatsregierung zu beantr en, dami

dem berechtigten Verlangen weiteſter Kreiſe un

ſeres Volkes Rechnung getragen und das

denken unſerer dem Krieg zum Opfer gefallenen

Brüder in würdiger Weiſe geehrt werde .

Die Begründung kann ganz kurz ſein : Wir

erſtreben nach wie vor eine einheitliche Regelung und

Feſtlegung des Volkstrauertages für das geſamte
Reich . Solange dieſe Regelung noch nicht erfolgt
iſt — und ſie ſcheint verſchiedenen Schwierigkeiten
auch vonſeiten der einzelnen Landeskirchen aus

geſetzt zu ſein —, haben wir allen Anlaß dringend

zu wünſchen , daß dem in Baden volkstümlich ge —
wordenen Tag auch der ihm entſprechende ſtaatliche

Schutz gewährt wird . Der Ausſchuß beantragt

Sechſte Sitzung .

darum einſtimmig Annahme des vorhin verleſenen

Antrags .

Abgeordneter Koppert : Nach den Ausführungen

des Herrn Berichterſtatters bedarf es zur Be⸗

gründung und Empfehlung unſeres Antrags nicht

vieler Worte .

Sie teilen ja alle das Empfinden und den

Wunſch des größten Teils unſeres Volkes , daß der

Volkstrauertag nach dem Vorgang anderer Länder

auch bei uns in Baden einen ſolchen geſetzlichen

Schutz erfahren ſollte , daß ihm dadurch der Cha —

rakter eines Volkstrauertages gewahrt und erhalten

bleibt . Es iſt ein unerträglicher Zuſtand , daß durch

Spiel und Sport , durch Trunk und Tanz an dieſem

Tage die Gefühle gerade derer am gröblichſten ver —

letzt werden , die in dem letzten Kriege die größten

Opfer gebracht haben durch Hingabe ihrer Väter

und Söhne und Brüder und durch Verluſt ihrer

Geſundheit und ihrer Arbeitsfähigkeit . Es iſt eine

tiefbedauerliche Erſcheinung , daß in unſerer ſchnell⸗

lebigen Zeit unſere gefallenen braven Brüder und

ihre Heldentaten ſo raſch vergeſſen werden . Sie

haben es wahrlich verdient , daß wir ihr Andenken

hoch und heilig halten ; denn für uns ſind ſie ge —

ſtorben . Es liegt hier eine ernſte und heilige

Aufgabe den Regierungen ob , das heranwachſende

Geſchlecht zu erziehen zu Ehrfurcht und zu Dank —

barkeit . Und dazu ſoll gerade auch der Volkstrauer —

tag helfen und die Kirche ſtellt mit heiligem Ernſt

ihre Kräf dieſe Dienſt . Wir bitten die Kirchen⸗
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feiert und ausgeſtaltet wird . Wir beklagen es auf
das tiefſte , daß es bis jetzt noch nicht gelungen iſt ,
durch Reichsgeſetz eine gemeinſame Feier für unſer

ganzes deutſches Vaterland zu ſchaffen ; aber wir

geben die Hoffnung nicht auf , daß unſer Volk ſich
auf ſich ſelbſt beſinnen und gegenüber ſeinen großen
Toten und ihren Heldentaten die Haltung einnehmen
wird , durch die es ſeine Toten und damit ſich ſelber
ehrt . Wir bitten um einſtimmige Annahme unſeres

Antrags .

Der Antrag wird mit allen Stimmen ange⸗

nommen .

—



Bericht über den Autrag der Synodalen Roſt

und Gen . , das Kolportageweſen betr .

D
Berichterſtatter Abgeordneter Vath : Der Antrag

lautet :

Aus

über die aufdringliche Art , mit der Kolporteure

teuere ,

den Gemeinden kommen ernſte Klagen

die Familien beläſtigen und ihnen zum

Teil minderwertige Bücher und Bilder aufzu

handeln ſuchen . Sie berufen ſich auf ſchriftliche

Empfehlungen des Pfarramts oder darauf , daß

ihnen die Adreſſen von dort angegeben worden

ſeien . Die Synode bittet die Kirchenbehörde , die

Pfarrämter anzuweiſen , daß Empfehlungen und

Adreſſen ſolchen Kolporteuren nicht mehr gegeben

werden dürfen .

Der Antrag iſt begründet durch die zum Teil

recht üblen Erfahrungen , die eine Reihe von Geif

lichen durch ihre Empfehlung von Kolporteuren ir

ihren Gemeinden haben machen müſſen . Er bezweckt

den Schutz der Pfarrer vor der Zudringlichkeit vieler

Kolporteure , die mit pfarramtlichem Siegel und

Unterſchrift zum großen Teil gerade den kirchlich

Geſinnten unnütze und minderwertige Dinge auf

hängen wollen

Der Ausſchuß ſtimmte dem Antrag mit allen

Stimmen bei einer Stimmenthaltung zu und emp

fiehlt ihn auch der Synode zur Annahme

Der Antrag wird einſtimmig angenommen .

Bericht über den Antrag des Volkskirchenbundes

evang . Sozialiſten , den Druck der Verhandlun

gen der Landesſynode betr .

Berichterſtatter Abgeordneter Vath : Der Antrag

in etwas abgeänderter Form , die nach Zuſtim

mung des Volkskirchenbundes evang . Sozialiſten

gewählt wurde —lautet :

Die öffentlichen Verhandlungen der Synode

ſind mit möglichſter Beſchleunigung in Druck zu

geben und an die Mitglieder der Synode und die

Kirchengemeinderäte zu verſenden .

Die möglichſt raſche Drucklegung und Verſen

dung der Verhandlungen der Landesſynode liegt

auch in dem dereb n de Intereſſe als

Landeskirche . Es ſei nicht verkannt , daß der Er

füllung dieſes , ohne weiteres berechtigten Wunſches
＋ MI A R5

Hinderniſſe in den Weg ſtellen . Da aber

der A ßz die lange Verzögerung der Heraus

ſabe der Verhandlungen der Februar - Synode des

Jahres 1927 als etwas Mißlich
ſi

f tig I Ai rahm De

daran das Erſuchen , daß alle

Exemplar der VerSynode , auch die Pfarrer , ein

1
andlungen erhalten ſollen

Angenommen

Bericht über den Antrag des Volkskirchenbundes

evang . Sozialiſten , Beilagen zum Verordnungsblatt

betr .

Berichterſtatter Abgeordneter Vath : Der Antrag

lutet

Dem kirchlichen Verordnungsblatt dürfen nur

ſolche Proſpekte und Buchempfehlungen beigelegt

werden , die amtliche Bekanntmachungen ergänzen .

Der Antrag ſchien einem großen Teile des Aus

ſchuſſes nicht gerade unbedingt notwendig zu ſein

da er aber mit zur Beruhigung im kirchlichen Leben

beitragen kann , empfehlen wir ihn nach einmütiger

lnnahmeZuſtimmung auch der Synode zur

Wird angenommen .

Bericht über den Antrag der Synodalen Roſt

und Gen . , die Taubſtummenſeelſorge betr .

Berichterſtatter Abgeordneter Vath : Der Antrag

lautet :

In den größeren Gemeinden werden periodiſch

Taubſtummengottesdienſte von dazu vorgebildeten

Lehrern gehalten . In den meiſten Fällen wird

dabei eine Predigt vorgeleſen . Die Synode bittet

die Kirchenbehörde zu prüfen , ob nicht auch

Theologen zur Ausübung der Seelſorge an Taub

ſtummen auszubilden ſeien .

Der Antrag gründet ſich auf Erfahrungen aus

der Stadt Mannheim . Der Gedanke , Geiſtliche frei

zu machen für kirchliche Bedienung der zahlreichen

Taubſtummen , findet allſeitige Zuſtimmung . Schwie⸗
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rig jedoch iſt die Frage der Vorbildung der Geiſt —

lichen für dieſe Arbeit , die nur gewonnen werden

kann durch eine gründliche Ausbildung an Taub

ſtummenanſtalten . Auch der Mangel an jungen

Kräften ſpielt ſelbſtverſtändlich hier eine Rolle . Der

Ausſchuß war jedoch einſtimmig der Anſicht , daß

er ein dringendes Bedürfnis im Intereſſe der

evang . Taubſtummen vorliege , deſſen Befriedigung

nahegetreten werden müſſe . Er erſucht darum die

Synode , den Antrag empfehlend der Kirchenbehörde

zu überweiſen .

Abgeordneter Roſt : Der Antrag gibt will

kommene Gelegenheit , den Männern ein Wort herz

lichen und aufrichtigen Dankes zu ſagen , die mit

vorbildlicher Treue und Uneigennützigkeit ſeit

Jahren den Dienſt der evang . Wortverkündigung an

den Taubſtummen ausüben . Vielleicht haben weite

Kreiſe unſeres Kirchenvolkes nicht einmal eine

Ahnung von dieſem Dienſt . Andere leſen die An

kündigung eines ſolchen Taubſtummengottesdienſtes
in den kirchlichen Anzeigen , ohne ſich beſondere
Gedanken darüber zu machen , und die allerwenigſten

haben überhaupt Kenntnis davon , wieviel ſtille , treue

Arbeit , wieviel Einfühlungsvermögen in die Seele

einer ſolchen Gemeinde und wieviel Liebe zu der

Ausübung eines ſolchen Dienſtes gehört . Denen ,

die ihn ausüben , Dank abzuſtatten , ſie zu bitten ,

daß ſie darin nicht müde werden , unſere taubſtummen
N sBrüder und Schwe I u laſſen , daß die

rch U Id daß ſich de 0

ihrem Herrn gewordenen Auftrags auch an ſie, und

gerade an ſie , bewußt iſt , das auszuſprechen , iſt

in dieſer Stunde Bedürfnis und Pflicht .

Damit iſt wohl ſchon ausgeſprochen , daß der

vorliegende Antrag nur einen Zweck haben kann :

dem Dienſt an den Taubſtummen neue Helfer zuzu

führen oder , wenn es möglich iſt , ihn zu erweitern

und zu ergänzen . Wir überſehen die Schwierig

keiten , die dabei vorhanden ſind , durchaus nicht . Sie

ſind einmal begründet in der Lage der Taubſtummen

ſelber , in ihrer ſo beſchränkten Aufnahmefähigkeit ,

in dem Erfordernis einer dazu ganz beſonders

herausgebildeten Technik , die der Betreffende , der

zu ihnen redet , vollkommen beherrſchen muß . Sie

Sechſte Sitzung

iſt andererſeits auch begründet in der Tatſache , daß

unſere evang . Kirche ihrem innerſten Weſen und

ihrer Aufgabe nach die Kirche des Wortes iſt und

darum die Wortverkündigung auszurichten hat . Wir

kennen alle die Macht und Kraft des Wortes . Wir

viſſen , daß es dabei ſehr oft nicht ankommt auf die

Subtilität der Gedanken , auf die Feinheit der

Bilder , ſondern auf jenes „ Innerſte “ , das vom

Menſchen zum Menſchen geht und das mit Gottes

Segen etwas von ſeiner Kraft zum anderen hinüber

tragen und ihn froh machen kann

Dazu kommt ferner , daß das Schaubare , das

Symbolhafte in unſerem evang . Gottesdienſt außer

ordentlich begrenzt iſt . Gerade darum aber haben

wir , die Kirche , die beſondere Aufgabe , unſere Taub

ſtummen an dieſem Wenigen — das darum an

Innerlichkeit nicht weniger reich iſt — teilhaben zu

laſſen . Ich denke dabei in beſonderer Weiſe an

Abendmahlsfeiern mit den Taubſtummen und an die

Vorbereitung dazu . Damit iſt auch die Frage der

Seelſorge in ihrer ganz perſönlichen Art berührt .

Können wir uns nicht denken , daß einem Menſcher

kind , deſſen Ausdrucksmittel von der Natur aus ſo

beſchränkt ſind , hin und wieder das Herz geradezu

brennt , ſich einmal über ſeine innerſten Nöte mit

einem anderen auszuſprechen ? Und gerade für uns

Theologen , denen der ſchwere und heilige Dienſt des

Beichthörens aufgelegt iſt , beſteht hier eine Ver

antwortung , dieſen Brüdern und Schweſtern auch

darin 26 3 kör

lndere Land chon ſeit langer

zeit ihre beſonders ausgebildeten Taubſtummen

pfarrer . Unſere badiſche Landeskirche kann und darf

und ſie will darin nicht zurückſtehen . Die Schwierig —⸗

keiten , die ſich dabei entgegenſtellen , ſind , wie ſchon

erwähnt , außerordentlich groß . In erſter Linie iſt

da unſer Theologenmangel . Wir haben die verfüg⸗

baren Kräfte z. Z. nicht ; wir können nirgends einen

entbehren , den man auf längere Zeit in eine Taub⸗

ſtummenanſtalt ſchicken könnte , um da wirklich eine

gründliche Ausbildung zu erlangen . Auf der anderen

Seite kommt dazu , daß durch das langgeſtreckte Land

hindurch die Möglichkeit , von einem Ort zum an⸗

deren zu kommen , die Taubſtummen zu ſammeln ,

——

————
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nicht immer leicht gegeben iſt. Aber , verehrte Herren

und Brüder , die Pflicht , die hier ruft , iſt größer

als die Schwierigkeiten , die zu überwinden ſind

Wir ſind gerufen ! Der Theologe muß hier dem

zum gemeinſamen Dienſt

Schweſtern .

Laien die Hand reichen

an unſeren taubſtummen Brüdern und

Die Liebe dringet uns alſo , und ſie hat einen

innerſten Grund und eine große Verheißung

„ Was ihr getan habt einem dieſer meiner geringſten

Brüder , das habt ihr mir getan . “

Darum bitten wir um Ihre Zuſtimmung .

Der Antrag wird einſtimmig angenommen .

Darnach wird aufgerufen :

Bericht über die Eingabe der Pfarrwitwe Berta

Hecker in Karlsruhe um Erhöhung ihres Witwen

gehaltes .

Berichterſtatter Abgeordneter Dittes : Hohe

Synode ! Frau Pfarrer Hecker Witwe in Karlsruhe

hat unterm 27 . April 1928 an die Landesſynode eine

Eingabe gerichtet , in der ſie bittet , ihr die ſeit 1924

guttatsweiſe bewilligte Unterſtützung von monatlich

80 J . / ohne weiteres fortzubewilligen . Frau Hecker

iſt frühe Witwe geworden . Die Erziehung und

Ausbildung ihrer drei Söhne belaſtete ſie bei ihrem

geringen Witwengehalt von monatlich 120 JN,l ,

ſpäter 140 . ( recht hart . Der Krieg und die

Kriegsverletzung eines Sohnes verſchärften ihre

Lage . Auf ihre an die Synode 1924 gerichtete
Eingabe hat ihr der Oberkirchenrat eine monatliche

Unterſtützung von 80 7 . ½ gewährt . Die Bewilli —

gung der Unterſtützung , auf die natürlich kein

Rechtsanſpruch beſteht , kann nach Lage der Sache

nur widerruflich ſein und muß verſagt werden ,

ſobald die Vorausſetzungen für ihre Bewilligung

wegfallen . Nach ſtehender Verwaltungsübung er

kundigt ſich nun der Oberkirchenrat pflichtmäßig

alljährlich bei Frau Pfarrer Hecker durch eine kurze

Anfrage , wie es in ſolchen Fällen auch bei Reichs⸗

und Landesbehörden üblich iſt , ob ſich ihre Ver

hältniſſe nicht geändert haben . Frau Pfarrer Hecker

hat bis jetzt jeweils kurz geantwortet , daß ihre

Verhältniſſe ſich nicht gebeſſert haben , worauf ihr

Sitzung

ſofort die Unterſtützung weiter gewährt wurde . Frau

Pfarrer Anfragen der

Kirchenbehörde als wiederholte

Nötigung zu weiterem Bettel und erblickt in ihnen

Hecker empfindet nun die

nervenaufregende

eine ſchlechte Behandlung durch die Kirchenbehörde ,

unter der Geſundheit nehme . Frau

Pfarrer Hecker geht hier offenbar von einer falſchen

Zweck der

ihre Schaden

ſie verkennt wohl den

Es iſt im Ausſchuß
Vorausſetzung aus ;

Anfrage des Oberkirchenrats .

erwogen worden , ob ſich nicht der Oberkirchenrat die

für ihn erforderliche Gewißheit , daß die Voraus

ſetzungen für die Gewährung der Unterſtützung un

verändert fortdauern , auf anderem Wege verſchaffen

kann . Der Ausſchuß hat beſchloſſen , die Eingabe

dem Evang . Oberkirchenrat zur wohlwollenden Be

handlung zu überweiſen , und bittet die Synode , ſich

dieſem Beſchluß anzuſchließen .

Angenommen mit allen Stimmen

Geſuch des Evang . Landeswohlfahrtsdienſtes um

Erhöhung der bisher gewährten Zuſchüſſe für Zwecke

des Landeswohlfahrtsdienſtes .

Berichterſtatter Abgeordneter Dittes : Der Vor

ſtand des Evang . Landeswohlfahrtsdienſtes hat an

die Synode eine Eingabe vom 26 . April 1928 ge

richtet , in der er für verſchiedene Zwecke des Landes

wohlfahrtsdienſtes um Bewilligung von Mitteln

erſucht . Die Eingabe gab Veranlaſſung zu erwägen ,

ob ſich in künftigen Voranſchlägen Mittel für Zwecke

des Landeswohlfahrtsdienſtes einſtellen laſſen wer

den . Wünſchenswert iſt dabei eine Prüfung der

Organiſationsfrage im Hinblick auf perſonelle Ein

ſparung . Seſſion zur Beratung

ſtehende Haushaltsnachtrag nicht weiter belaſtet

werden kann , mußte allſeits zugeſtanden werden .

Das ſchließt aber nicht aus , daß aus anderen ver —

fügbaren Mitteln für den kirchlich⸗ſozialen Dienſt

oder aus dem dem Oberkirchenrat zur Verfügung

ſtehenden Dispoſitionsfonds dem Landeswohlfahrts —

dienſt Zuwendungen gemacht werden können . Der

Finanzausſchuß hat deshalb einſtimmig beſchloſſen ,

die Synode zu erſuchen , die Eingabe dem Evang .

Oberkirchenrat in dem Sinne empfehlend zu über

Daß der auf dieſer
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weiſen , daß dem Erſuchen des Landeswohlfahrts

dienſtes im Rahmen der verfügbaren Mittel ent

ſprochen werde .

Einſtimmig angenommen

Eingabe des Dr . Adolf Fellmeth in Karlsruhe

wegen Regelung der Hinterbliebenenverſorgung .

Berichterſtatter Abgeordneter Dittes : Herr Dr

Adolf Fellmeth in Karlsruhe , ein im Ruheſtand

befindlicher Beamter des Oberkirchenrats ( Gehalt

in Beſoldungsgruppe XI ) , hat mit Eingabe vom

21 . April 1927 den Evang . Oberkirchenrat gebeten ,

ihm die Zuſicherung zu geben , daß im Falle ſeines

Ablebens ſeiner Witwe die Hinterbliebenenverſor

gung nach den Sätzen der Beſoldungsgruppe XII

( alter Art ) gewährt werde , wie es einige Jahre

zuvor einem ebenfalls in die Beſoldungsgruppe XI

eingereihten Kollegen gegenüber zugeſagt worden ſei

Der Oberkirchenrat hat das Geſuch mit Verfügung

vom 10 . Mai 1927 abgelehnt . Herr Dr . Fellmeth

wiederholt nun ſein Geſuch und richtet es an die

Synode . Er glaubt , ſeine Bitte ſei im Hinblick auf

ſeine lange Dienſtzeit durchaus berechtigt . Der Ge —

währung der Bitte ſtehen aber nach der Feſtſtellung

des Ausſchuſſes ſtarke Bedenken rechtlicher Art ent —

gegen , ſo daß der Ausſchuß zu ſeinem Bedauern

gezwungen war , die Bitte aus grundſätzlichen

Erwägungen abzulehnen . Der Ausſchuß bittet die

Synode , ſich dieſem Beſchluß anzuſchließen .

Mit allen Stimmen angenommen

Entwurf eines kirchlichen Geſetzes , betr . die Ab

änderung der Geſetze über die Dienſtbezüge , die

Zuruheſetzung und die Ruheſtandsbezüge und die

Hinterbliebenenverſorgung der Geiſtlichen .

Berichterſtatter Abgeordneter Dittes : Hohe

Synode ! Die Kirchenregierung hat dem jetzt zur

Beratung und Beſchlußfaſſung ſtehenden Entwurf

eines kirchlichen Geſetzes über die Dienſtbezüge , die

Zuruheſetzung und die Ruheſtandsbezüge und die

Hinterbliebenenverſorgung der Geiſtlichen eine nä

here Begründung gegeben ; ſie liegt jedem Synodalen
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im Druck vor , es kann daher auf ſie Bezug genommen

werden .

Anlaß zur Einbringung dieſer Vorlage gab die

neuerliche Erhöhung der Dienſtbezüge der Reichs

und Staatsbeamten . Der Finanzausſchuß hat die

Vorlage in ſechs Sitzungen durchberaten . Er hat

ſich zunächſt zwei grundlegende Fragen beantwortet :

1. Iſt eine Erhöhung der Dienſtbezüge , der

Ruheſtandsbezüge und der Hinterbliebenen⸗

verſorgung nötig ?

Iſt ſie im Hinblick auf die Finanzlage der

Kirche möglich ?

ie Frage der Notwendigkeit mußte bejaht wer

den . Sie iſt in der Geſtaltung der wirtſchaftlichen

Verhältniſſe begründet . Nachdem einmal Reich und

Länder ſich wegen der von den maßgebenden In

ſtanzen als unumgänglich anerkannten Beſſerung der

wirtſchaftlichen Lage ihrer Beamten auf den Weg

der Beſoldungserhöhung begeben haben eine

Preisſenkung herbeizuführen , ſtand ja außerhalb des

Möglichkeitsbereichs der zuſtändigen Stellen

bleibt auch der Kirche nur dieſer Weg offen .

Bei der Prüfung der Frage , ob eine Erhöhung

möglich iſt , war von vornherein kein Zweifel dar

über , daß eine ſteuerliche Mehrbelaſtung der Kirchen

glieder abſolut ausgeſchloſſen bleiben muß . Es iſt

auch der ausgeſprochene Wille der Geiſtlichen , zut

Vermeidung der Erhöhung der Kirchenſteuer lieber

D

auf eine Erhöhung ihrer Bezüge zu ver zichten

—

2

s iſt auch nach den Ausführungen der Vertreter

der oberſten Kirchenbehörde über die Finanzlage der

Kirche tatſächlich nicht möglich , eine Erhöhung der

Grundgehälter der Pfarrer in dem Maße der Er⸗

höhung der Beamtenbeſoldung eintreten zu laſſen .

Dazu reichen die Mittel nicht . Was aber geleiſtet

werden kann , ſoll auch geleiſtet werden .

Die Vorlage ſieht eine Erhöhung der Grund⸗

gehälter vor . Davon , daß nur ein Teil deſſen

gewährt werden kann , was die Beamten erhalten

haben , werden aber die Geiſtlichen nicht oder nur

wenig betroffen , die Kinderzulagen beziehen ; denn

die bisher feſtgeſetzten Kinderzulagen erfahren nach

Art . 1 Ziff . 6 des Entwurfs eine Verbeſſerung
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dahin , daß ſie nicht mehr 20 10 iatlich für

jedes unverſorgte Kir betrage ondern nach der

nder abgeſtuft ſind , derart , daß gewährt

2. Kind je 20 N. / . , für das

weitere Kind je 40 “.

Zahl der Ki

werden für das 1. und

3. Kind 30 und für jedes

im Monat .

Die Beratung des vorliegenden

gab Ausſchuß Gelegenheit , die in

Synodalverhandlungen ſchon oft erörte

reſtloſen Angleichung an den ſaatlichen

Aufgabe der kirchlichen Sonderre

den Kreis ihrer Erwägungen zu ziehen . Die grund

ſätzliche Angleichung an den ſtaatlichen Tarif ent

ſpricht insbeſondere den Wünſchen der liberalen

Gruppe , die aber in den Ausſchußverh andli

Auffaſſung vertrat , daß es ſelbſtverſtändlich

innerhalb der verfügbaren Mittel geſchehen könnte .

Auch der Pfarrverein iſt ſchon wiederholt für dieſe

Art der Regelung der Pfarrbeſoldung

Geſetzentwurf

dem früheren

e Frage der

Tarif unter

rneut inegelung e

1 die
Ungen die

nur

eingetreten

Die Mehrheit des Ausſchuſſes konnte ſich jedoch

dieſem Standpunkt nicht anſchließen ; ſie war viel

mehr der Auffaſſung , daß der Eigenart der in der

Kirche gegebenen Verhältniſſe auch in der neuen

Pfarrbeſoldung Rechnung getragen werden müſſe

Jedenfalls würde die formale Angleichung an die

ſtaatliche Regelung die Kirche Zwangsläufigkeiten

ausſetzen , die ſie nicht hinnehmen

Die Gruppe des Volkskirchenbundes hat

ganz andere Ziele . Sie wünſcht als Gehalt nur ſo

viel , als für Mann und Frau zum Lebensunterhalt
erforderlich iſt ; Kinderzulagen aber müßten dann in

viel größerem Umfang gewährt werden .

Ein Teil der Mitglieder der poſitiven Gruppe

wünſchte Erhöhung , ſoweit ſie igänglich

nötig iſt, in der Form von entſprechen

ulagen und etwaiger Unterſtützung in

Mehraufwand möglichſt

kann .

dagegen

eine unum

d große

Kinderz Not

fällen ,

gehalten werden kann

Auch dieſen Auffaſſungen

ſchließen . Er

regungen , die auf Gewährung

zulagen hinzielten , nicht

Der vorliegende Geſetzentwurf iſt

allen gegen

damit der nieder

der Aus

auf An

Sbildungs

konnte ſich

konnte

von Au
ſchuß nicht an auch

eingehen .

ſchließlich mit

worden miteine Stimme angenommen

itzung

den ſich c

entwurf

nde lebenden Anderungen .

daher vor

De mII .
D 9 Sſch

Geſe
Der Ausſch Geſetz
Vel den

ergebenden

gen wird

Ihnenſchlägt
der ſich aus den Anderungen

g anzunehmen . Über die AnderunFaſſun

bei Aufruf der einzelnen Stellen berichtet .

Abgeordneter D ietrick he Synode ! Ur

ſprünglich machte es den Eindruck , als ob die Be

ſtlichen im Mittelpunkt

würde

Tagen eine ſolche

Synode ſtehen

id Gedanken in die Synode hinein

Tl daß wir heute , am 10. Tage , zum

in eine ffentli Sitzung von dem

Zeugnis abgeben können , was in dieſen Tagen

leiſtet worden iſt . So muf die ganze Beſol

Ringens

ſelbſt
dungsvorlage im Rahmen dieſes geiſtigen

betrachtet werden . Der Volkskirchenbund hat

9Anträgen

ſondern im ganzen
11

die nicht als ein

angeſehen werden müſſen
eine Fülle von gebracht ,

zelne ,
D Anträge , die er zur BeDazu gehören

ſoldungsvorlage geſtellt h

gewiß , daß die

auch die

So viel iſt Beſoldungsvorlage98

ein vi—
tittenes Gebiet war , und es weiſt den

9 r durch unſere Kirche geht , ganz deutlich auf ,

* eð nicht gelungen iſt , eine Einheit auf dieſem

doch ſo ſachlichen Gebiet zu erzielen . Wir ſind in

Parteigruppen geſpalten , und es iſt der Kirchen

leitung nicht gelungen , in irgendeiner Form dieſe

Spaltungen zu überbrücken . Vor einigen Jahren

ſind wir hier geſtanden und haben einen Kirchen⸗

präſidenten gewählt , und es war doch ein Zeichen

für die Kirche , daß nur mit knapper Mehrheit dieſer

Präſident gewählt werden konnte . Für jeden Führer

der die landeskirchlichen Intereſſ en als ſeine In

tereſſen betrachtet , müßte es doch das Gebot der

Stunde geweſen ſein zu verſuchen , dieſe Intereſſen

zu überbrücken . Wer in die Synode hineingehorcht

hat , der iſt zu der Überzeugung gekommen , daß die

ioch lange nicht gebaut iſt und daß ein tiefes

durch die Reihen Synodalen ,

Kirche überhaupt zieht . Ich rede gar

ſchwachen das Wort . Im Ge⸗

wenn eine ſtarke

Brücke 1

Mißtrauen unſerer

unſere

nicht dem

genteil , wir würden

durch

Kompromiß

uns alle freuen ,



Sechſte

Hand unſere Kirche leitete . Aber die ſtarke Hand

muß auch die großen , andersgearteten geiſtigen

Strömungen erkennen , die vielleicht nicht der poſi —

tiven Gruppe angehören . Wir alle ſtehen unter dem

Eindruck , daß unſere Kirchenleitung in ihrer Ein⸗

ſtellung zu den anderen Gruppen doch zu einſeitig

orientiert iſt . Macht kann Größe ſein . Macht kann

aber auch zum Mißbrauch werden . Ich bezeichne

es als die hiſtoriſche Schuld gerade unſeres Herrn

Kirchenpräſidenten , daß er die heraufziehende Macht ,

die ſich in dem religiöſen Sozialismus ausdrückt ,

nicht erkennt .

Wenn ich einen Vergleich gebrauchen darf : Wir

ſtehen ſtaunend vor dem klugen Spieler Bismarck ,

der alle Kräfte ausnützte , um ſeine Pläne durchzu

drücken . Und heute ſehen wir in zwei Fällen , daß

es eine große hiſtoriſche Schuld bei ihm gibt : Er

glaubte , die katholiſche Kirche im Kulturkampf

niederzuzwingen . Das Zentrum , die katholiſche

Kirche in ihrer heutigen Größe ſind die Folgen

jenes Kulturkampfes . Und er hat zum zweitenmal

„geſiegt “, als er durch das Sozialiſtengeſetz den

heraufziehenden Sozialismus glaubte bannen zu

können — und der Sozialismus iſt heute die ſtärkſte

Partei im deutſchen öffentlichen Leben .

Daß wir ausgeſchloſſen ſind und nicht zu den

Aufgaben der Kirche herangezogen werden , iſt für

uns perſönlich und als Gruppe nur von Vorteil .

Ob es von Vorteil für die Kirche iſt , das mag füglich

bezweifelt werden .

Und ſo haben wir in den letzten Tagen das

Schauſpiel erlebt , daß gerade die Gruppe , die den

Gedanken jedes Kompromiſſes immer von ſich ab

weiſt , gezwungen worden iſt , vielleicht aus der Not

des Augenblicks heraus , ein ganz großes Kompromiß

zu ſchließen , das dahin gehen wird , daß der Ober⸗

kirchenrat um eine Stelle erweitert werden muß .

Schon in unſerer Verfaſſung iſt der Gedanke der

Zuſammenarbeit zwiſchen den einzelnen Gruppen

verankert ; ſonſt würde nicht die Kirchenregierung

nach dem Verhältnis der vorhandenen Gruppen ge⸗

bildet werden können . Der Gedanke der Macht , der

Vorherrſchaft der Macht , liegt unſerer Kirchenver

13
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faſſung fern . Es wird gerade in Kreiſen , die nicht

meiner Gruppe , und auch nicht der liberalen Gruppe

angehören , ſo oft beklagt , daß der Gedanke der

Partei ſo ſehr in unſerer Kirche im Vordergrund

ſtehe . Sie haben , meine Herren , die Sie die Mehr

heit in der Synode haben , aber nicht die Mehrheit

des Volkes , der Wählerſtimmen , Sie haben Gelegen

heit und Sie hätten die Möglichkeit , dieſe Partei

gegenſätze zu überwinden .

Es iſt über die Beſoldungsvorlage der Pfarrer

viel geredet worden . Die verſchiedenſten Anſichten

wurden geäußert . Zwei große Anſichten ſtanden

einander gegenüber : auf der einen Seite die Vorlage

der Kirchenregierung und auf der anderen Seite der

Gedanke , der von der Liberalen Vereinigung in die

Debatte hineingeworfen iſt : die Beſoldung der Geiſt

lichen auf eine neue Grundlage zu ſtellen und ſie

derjenigen der Staatsbeamten , ſoweit es die Mittel

erlauben , anzugleichen .
Wir vom Volkskirchenbund haben zwiſchen dieſen

beiden Anſichten größtmögliche Reſerve bewahrt .

Wir fürchteten , daß gerade die liberale Fraktion

ihren Antrag — der weit beſſer iſt als der , den

die Kirchenregierung vorgelegt hat zurückziehen

würde , und wir wollten ihr den Weg , ihren Antrag

durchzukämpfen , durch keine Hemmniſſe beſchweren

Leider ſind die Liberalen bei ihrem Antrag nicht

ſtehen geblieben . Es iſt uns heute noch nicht klar ,

warum die Liberalen plötzlich von ihrem Antrag

gelaſſen haben . Hätten ſie ihn durck ˖ bis

hier zum Plenum , ſo bin ich feſt rzeue

dieſer Antrag hier im Plenum eine Mehrheit ge

funden hätte , weil er beſſer iſt als die Vorlage , die

von der Seite der Kirchenregierung gekommen iſt .

Ja , ich möchte ſagen , die Liberale Vereinigung hätte ,

wenn ſie ihrem Antrag treu geblieben wäre , inſo —

fern noch ein größeres Verdienſt im landeskirchlichen

Intereſſe erworben , als ſie uns als Volkskirche

gezwungen hätte , wenn dieſer Antrag ins Plenum

gekommen wäre , Farbe zu bekennen . Ich kann

Ihnen heute verſichern : zwiſchen zwei Übeln hätten

wir das kleinere gewählt , und das wäre der Antrag

der Liberalen Vereinigung geweſen ; und dieſer

Antrag wäre hier im Plenum durchgegangen . So

4

—————
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haben die Liberaler und das muß ganz deutlich

chen werden die letzte Verantwortung ,

Beſoldungsgeſetz , wie es uns heute vor

angenommen werden wird .

Beſoldungsgeſetz ſelbſt wen

erfällt wieder in einen Grundgehalt ,
MN

liegt ,

Zu dem

Die Beſ

ige Worte .

oldung z

in eine Stellenzulage und in zulagen . Wir

haben in der letzten Synode über die

Grundgedanken des Beſoldungsgeſetzes geſproche

und unſere Gedanken dagegengeſtellt . Das Beſol⸗
dungsgeſetz in der heute vor

liegt und wie zum Geſetz

ſoll , iſt nichts anderes als das Beſoldungsgeſetz , wie

Jahre ſchon verabſchiedet worden iſt

Grundgehalt Kinderzuſchläge

etwas erhöht ſind . Damit wird das alte

Unrecht , das vor einem Jahre geſchaffen worden iſt

weitergeführt und wird von neuem zum Geſetz

erhoben . Denn nur in einem Augenblick , wo die

Kinder

ausführlich

Form , wie es uns

heute erhoben werden

es vor einem

nur daß der und die

worden

Bezüge der Geiſtlichen erhöht werden , iſt es auch

möglich , die Stellenzulagen zu beſeitigen . Die

keinem der Synodalen ,

Ausprägung gut

die von

heutigen

Stellenzulage

glaube ich , in der

geheißen werden kann — erſcheint in ihrer ganzen

Ausdehnung wieder im Geſetz . Wenn der liberale

wären die

auch auf

wäre , ſo

weiß , daß

laut ger

Antrag angenommen worden

Stellenzulagen gefallen . Ich

poſitiver Seite ſehr viele Stimmen

ſind , und ich habe im perſönlichen Geſpräch

noch niemand gehört , der ſich reſtlos für die Bei —

behaltung der Stellenzulage ausgeſprochen hat . Es

wäre ein leichtes geweſen , gerade dieſen Punkt —

der , ich darf wohl ſagen , der Pfarrbeſoldung nicht

vorden

gut anſteht — aus dem Geſetz zu ſtreichen . Denn

durch die Stellenzulage entſteht das , was nun wohl

nachher vielleicht vom Herrn Ki rchenpräſidenten zu

beſtreiten verſucht werden wird — und das muß hier

in der Synode laut und deutlich geſagt werden —,

daß nun die Pfarrer , viele Pfarrer mehr bekommen

als die gleichvorgebildeten Staatsbeamten . Ich gehe

hier mit meinen Freunden , die Pfarrer ſind , nicht

einig , die ſagen , der Pfarrer müßte doch weniger

haben als die Staatsbeamten ; ich ſage nur : er darf

nur ſo viel haben und nicht mehr haben . Es

ſo ſehr über die5einer anderen Gelegenheit

Arbeit der Landpfarrer im guten Sinn von führen —

geſprochen

kann , was uns

der Seite in unſerer Kirche vorden , ſo

heute nicht mehr verſtehen

Stadtpfarrern ge

ſondere Zulage zu geben . Es

noch verleiten darf , den genüber den

Landpfarrern eine b

Pfarrvereins , es war derwar der Wunſch

Wunſch der Liberalen Vereinigung , es war unſer

Wunſch weiter Kreiſe innerhalb

tellenzulagen

und ſo ſchleppen

und ich

Wunſch , es war der

der Poſitiven

fallen laſſen ;

wir ſie weiter

Vereinigung , dieſe

ſie ſind geblieben ,

wohl in die Jahre hinein ,

ſehe nicht , wann ſie einmal fallen werden .

Vir unterſcheik bei der mzen Beſol

N 8 11 nar llem dadurch hir jagenD1ingsregel nꝗ Oor allem 1 e ſage

es mu p der Pfarr

beſoldun tont 1 II heut

in dieſ

ynode ˖

Katechismusfrage , daß die Gegenſätze zwiſchen

„ poſitiv “ und „ libe tal⸗ doch eigentlich keine Gegen

ſätze mehr ſind . Der Katechismusentwurf hätte

Anlaß genug gegeben , daß der Kampf zwiſchen

Poſitiv und Liberal entbrannte . Er iſt nicht ent

unſerer Anſchauung
liberal “ in ihrer

Auswirkung der

neue Gedanken ,

das hat uns in

und

brannt ; und

recht gegeben, daß „poſitiv “

iſchen und dogmatiſchen

Vergangenheit angehören und daß

E

theologi

neue Ideen aufſteigen , die unſerer Zeit den Stempel

aufdrücken wollen . Wir ſind der Überzeugung , daß

wir an einer Kulturwende ſtehen und daß in dieſer

Kulturwende gerade die Kirche etwas ſagen muß

zu ſagen haben muß . Dieſe Stimmungen ,

ſich auch in einem Be

können . Es iſt nicht damit

zroße ſoziale Kundgebungen erläßt ,

ſondern es muß der Wille und die Tat hinter dieſe

und etwas

dieſes Zu - ſagen⸗haben muf

8geſetz ausdrücken

Kundgebungen treten . Und wie wirkt eine ſolche

undgebung , wenn darauf hingewieſen werden kann ,

daß die Pfarrer wieder mehr Gehalt ſich gegeben
Beamten ! Wie

vorlage , wenn die Ge —

den Vordergrund geſtellt

Teil verwirklicht worden ſind ,

haben als die gleichvorgebildeten

wirkt eine

danken , die wir

ſolche Beſoldungs

immer in

haben , nur zum näm



igen ,

Be

amit

ſtellt

lam

lich die Gedanken , daß unſer Volk an einem Wende

punkt ſteht , wo der Untergang einſetzt .

Reichsſtatiſtik hat feſtgeſtellt , daß ungefähr

jede Volksvermehrung in Deutſch

Im vergangenen Jahre , im Jahre

1927 , haben in den Großſtädten ſchon Leben und

Tod miteinander geſpielt : ſoviel , wie geſtorben ſind ,

ſind gerade noch geboren worden Veelleicht über

wiegt in den Großſtädten im Jahre 1928 ſchon der

Tod . Unſere Kinder , die heute geboren werden ,

werden , wenn ſie ſo alt ſind wie wir , für dreimal

ſoviel Menſchen zu ſorgen haben , die aus dem

Arbeitsprozeß herausgeworfen ſind . Die Menſchen

über 60 und 70 Jahre werden in 30 —40 Jahren

dreimal ſo ſtark ſein in unſerem Volk , als ſie heute

nd. Ganz neue Probleme ſteigen auf . Wir ſind

an dem Punkt angekommen und wir ſind

Zeuge „ wo alle großen Kulturvölker hinab —

gewandert ſind in das Geſchichtliche , einmal Ge

weſene . Und in dieſem Zeitpunkt ſollte unſere Kirche

nichts zu ſagen haben ? Kann da mit „ liberal “ oder

mit „ poſitiv “ theologiſch gedacht — noch etwas

geſagt werden ? Hier müſſen neue geiſtige Kräfte

aufſteigen , die Kräfte , die wir der untergehenden

Welt entgegenſtellen : Religion und Sozialismus .

Vor einigen Tagen ſind in einigen Kirchen

Hunderte und Tauſende von Menſchen zuſammen

geſtrömt und haben den 1. Mai gefeiert . Es hat mir

Il h 1 .als ob dort noch

Brüder ! Zur Sonne , zur Freiheit !

Brüder ! Zum Lichte empor !

da haben wir alle etwas geſpürt von der werdenden

Kraft , von dem Werdenden , das heraufſteigen will ,

und wir haben bedauert und es ſchmerzlich emp⸗

funden , daß die Kirche und die Kirchen dieſes

Werdende nicht ſpüren und nicht ſehen . Und ſo

bleibt uns die geſchichtliche Aufgabe , für dieſes

Werdende zu kämpfen und zu wirken , nicht nur

draußen im Volk , ſondern auch hier in der Synode .

Und deshalb können wir dem Beſoldungsgeſetz der

Pfarrer in der Form , wie es uns vorliegt , nicht

zuſtimmen .

Kirchenpräſident Db. Wurth : Hohe Synode !

Sie werden von mir in dieſer Stunde nicht er

warten , daß ich rede mit dem Anfang eines Liedes ,

das ja auch am 1. Mai geſungen worden iſt und

das beginnt :

Wir wollen Sturm im Haare haben , Sturm .

Komm ' von den Bergen , glühender Föhn !

Ich beſchränke mich ſelbſtverſtändlich auf die Dinge ,

die hier in der Vorlage ihren letzten Grund und ihre

Außerung haben .

Wenn geſagt wird , daß dieſe Vorlage , die Ihnen

hier zur Beratung und zum Abſchluß ſteht , ſich

grundſätzlich nicht unterſcheidet von dem Beſoldungs

ſyſtem , das die evang . - prot . Landeskirche Badens

bisher gehabt und das ſie vor einem Jahre erſt neu

feſtgelegt hat , ſo iſt das im Grunde durchaus richtig .

Daß es deshalb ſchädlich iſt , weil es im vorigen

Jahre beſchloſſen worden iſt , kann ich und werden

viele andere nicht einſehen .

Schädlich nennt man dieſe Vorlage deswegen ,

weil ſie die Stellenzulage hat , die auch in anderen

Landeskirchen , erſt neuerdings in Sachſen z. B. , ein

geführt worden iſt . Sie war wohl immer vorhanden ,

wenn auch in anderen Formen ; und ſie iſt begründet

in dem ſtarken Unterſchied an Arbeitsanforderung

an die Geiſtlichen in den verſchiedenen Gemeinden ,

wie er aber bei den — — nirgends feſtzuſtellen
iſt . Die Frage war die für Oberkirchenrat und

Kirchenregierung : Hat man Anlaß und Recht , nach

Jab ieder von dieſem Syſtem U

gehe id zu ſagen : die Kirche zahlt nach n

Syſtem des Staates und dies ſoll auch in der Ver

faſſung feſtgelegt werden

Ich denke, eine Kirche hat wohl , wenn ſie ein

Beſoldungsſyſtem aufſtellt , zu fragen , ob ſie das

Geld dazu hat 8 nicht . Und darüber beſtand nun

gar kein Zweifel , daß unſere Landeskirche nicht die

Mittel beſitzt , ſo viel zur Erhöhung der Gehälter

aufzubringen , als ſie aufbringen müßte , wenn ſie

das Beſoldungsſyſtem des Staates annehmen würde ;

und zwar fehlten uns dazu 120 —140 000 . A .

Natürlich blieb das kein Geheimnis auch für die —

jenigen , welche ſagten , wir wünſchten abſoluten An

ſchluß an den ſtaatlichen Gehaltstarif . Wollte man

0
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aber den ſtaatlichen Gehaltstarif annehmen , ohne

in der Lage zu ſein , die Mittel aus der Kirche auf

zubringen , ſo blieb doch nur übrig : daß man prozen⸗

tuale Abzüge machte . ( Zuruf von der volkskirchlichen

hat— Sa
Gruppe : Die Stellenzulage abſchaffen ! ) Das

durchaus nicht den Effekt , daß es 120000 aus

macht . Dann hätten wir doch das Schauſpiel ,

daß ein Stand ſagte : der ſtaatliche Gehaltstarif iſt

für uns der 100 /aige , aber wir bekommen einige

Prozent weniger . Alſo wäre doch eine ganze Menge

Geiſtlicher allzeit unzufrieden und würde ſagen : wir

bekommen aber nicht das uns zuſtehende Gehalt , der

Oberkirchenrat , die Kirchenregierung ſoll dafür ſor⸗

gen , daß wir das erhalten , was uns gebührt . Ich

weiß ſehr wohl , daß eine große Anzahl von Geiſt⸗

lichen auch mit dieſer Ordnung zufrieden wären ;

ich weiß aber ebenſo , daß kein Stand aus lauter

idealen Leuten beſteht , und ich glaube auch nicht ,

daß man das Recht hat , an die Geiſtlichen die For⸗

derung zu ſtellen , daß ſie lauter ideale Leute ſeien .

( Sehr richtig ! )

Das hat uns beſtimmt zu ſagen : Die Kirche ,

die etwas Selbſtändiges iſt , ſoll auch ihren eigenen

Gehaltstarif behalten und ſie ſoll ihren Gehaltstarif

einrichten nach der Größe ihrer Mittel . Darüber

beſteht doch wohl gar kein Zweifel , daß es eine

überaus ſchwierige Sache wäre , für einen ganzen

Stand jeweils immer wieder feſtzuſetzen : reichen die

vorhandenen Mittel oder nicht , und wieviel Prozent

muß man davon abziehen ?

Es iſt nun vor allen Dingen das Wort gefallen ,

dem ich widerſprechen muß : „ Die Pfarrer haben ſich

wieder mehr gegeben als die Beamten “ . Ich glaube ,

der Herr Vorredner weiß genau , daß dies nicht zu

trifft . ( Zuruf der volkskirchlichen Gruppe :

Doch , kann ich beweiſen ! ) Er kann vielleicht be⸗

weiſen , daß eine Anzahl Pfarrer mehr bekommt

als dieſe oder jene Beamten ; er kann es aber nicht

beweiſen , daß „ die “ Pfarrer mehr bekommen . Denn

wenn ſie mehr bekämen , dann müßte eben doch die

Summe der Gehälter , wie ſie unſere Vorlage vor⸗

ſieht , höher ſein als die nach dem ſtaatlichen Tarif ;

dies trifft aber nicht zu, vielmehr iſt das Gegenteil

von

richtig .

Sitzung

Ich möchte doch bitten , daß man hier nicht den

Vorwurf erhebt , daß die Kirche mit den Geldern ,

die ſie aufzubringen hat aus den Mitteln der Landes

kirche , in einer unverantwortlichen Weiſe umgeht .

Ich möchte umſomehr bitten , daß das unterbleibt ,

weil auch der andere Vorſchlag , der gemacht worden

taat , nicht weniger Mittel

( Zuruf des Ab
iſt : Angleichung an den S

erfordert , ſondern ſogar noch mehr

geordneten D. Frey . ) Vielleicht weniger ? ( Abgeord

neter D. Frey : Genau ſo viel ! ) Gut , genau ſo viel .

Wenn es geradeſoviel iſt , dann handelt es ſich doch

bloß um die Art der Verteilung ( Abgeordneter I

Frey : Gewiß , richtig ! ) , aber keineswegs dürfte man

dann ſagen : die Pfarrer bekommen mehr .

Es iſt den Herren wohl bekannt , daß die For

derung der Angleichung an den Staat die Geiſt⸗

lichkeit in zwei Teile zerſpalten würde , in ſolche ,

die in Gruppe A 2 d —e und in A 2 b kämen ;

Sie wiſſen auch , daß dann ganz zweifellos die einen

überhaupt keine Aufbeſſerung bekämen und dadurch

ein ungeheuerer Unterſchied eingeführt würde . Die

einen erhielten weſentlich mehr , andere weniger als

zur Zeit oder doch keinerlei Aufbeſſerung .

Das im einzelnen nochmals auszuführen , iſt

wohl nicht nötig ; die allermeiſten Mitglieder der

Synode haben ja den Kommiſſionsſitzungen ange

wohnt . Die Angleichung an den Staat iſt bei der

Kirche ſchon deshalb nicht möglich , weil bei den

Geiſtlichen die Aufrückungsmöglichkeit in höhere

Stellen nicht vorhanden iſt , ſo lange man nicht die

Pfarrſtellen in zwei große Gruppen trennt . Grund

ſätzlich ſind aber die Pfarreien ihrem Weſen nach

nicht verſchieden .

Aus allen dieſen Gründen hat der Oberkirchenrat

und die Kirchenregierung in ihrer Mehrheit ſich auf

den bekannten Standpunkt geſtellt . Er hatte gar

keine Veranlaſſung , von dem alten Syſtem abzu

gehen . Darum bitte ich die Synode , der Vorlage

ihre Zuſtimmung zu erteilen .

Abgeordneter Wirth : Ich habe nicht die Abſicht

gehabt , zu dieſer Sache zu ſprechen ; aber einige

Ausführungen des Herrn Dr . Dietrich nötigen mich

doch dazu
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Sechſte

Er hat erklärt , Sie ſeien ausgeſchloſſen . Ich muß

doch fragen : Von was ausgeſchloſſen ? Herr Dr

Dietrich iſt doch Mitglied der Kirchenregierung und

ſeine Gruppe iſt entſprechend vertreten . Wenn Herr

Dr. Dietrich ſagt , Sie ſeien ausgeſchloſſen , oder man

wolle nicht mit Ihnen zuſammenarbeiten , ſo beweiſt

doch die Annahme Ihrer Anträge , die Sie geſtellt

haben und die auch vorhin hier verabſchiedet worden

ſind , das Gegenteil . Das werden Sie doch nicht

beſtreiten können

Ferner hat er bezüglich des Beſoldungsgeſetzes

darauf hingewieſen , es ſeien auch Freunde unter

uns , die nicht Anhänger dieſes Geſetzes ſind . Wenn

einige unſerer Freunde vielleicht der Meinung

waren , daß auf dem Weg der Verteilung oder

Umſtellung das Geſetz irgendwie geändert werden

könnte , ſo iſt das die Meinung einiger unſerer

Freunde und wir ſtreiten ſie ihnen nicht ab ; ſie

können handeln , wie ſie wollen , ſie haben die Frei —

heit dazu , wir binden niemand .

Es wurde vorhin inbezug auf Poſitiv und

Liberal erklärt , ſie hätten ſich gefunden im Punkt

Katechismusfrage . Sie verlangen auf der einen

Seite , daß mehr Einigkeit in der Kirche ſein ſoll ;

das begrüßen wir . Auf der anderen Seite ſtellen

Sie dann aber feſt , daß eine Einigkeit in der Kate⸗

zmusfrage gewiſſermaßen erzielt worden iſt , die

Ihnen anſcheinend nicht gefällt . Meine Herren , das

möchte ich doch feſtgeſtellt haben . Ich glaube , wenn

der Herr Abgeordnete Dr . Dietrich doch ſelbſt in der

Kirchenregierung dabei iſt , kann er nicht ſagen , daß

er von den Dingen , die da gehen , ausgeſchloſſen iſt .

Sehr richtig ! bei den Poſitiven . )

Abgeordneter Eckert : Durch den Verlauf der

Diskuſſion iſt es notwendig geworden , von unſerer

Seite noch etwas zu ſagen .

Wenn wir dieſes Beſoldungsgeſetz ablehnen , ſo

tun wir es aus der grundſätzlichen Erwägung , daß

wir in einer Zeit leben , in der nicht nur die breiten

Maſſen , ſondern auch der Mittelſtand unſeres Volkes

ſchauen muß , wie er überhaupt durchzukommen die

Möglichkeit hat . ( Sehr richtig ! beim Volkskirchen⸗

Sitzung . 17

bund . ) Wenn die Beamten des Staates eine Auf

beſſerung bekommen haben , ſo iſt das von vielen ,

auch chriſtlich denkenden und fühlenden Menſchen ,

vor allem die Aufbeſſerung der oberen Beamten , als

eine Ungerechtigkeit empfunden worden gegenüber

anderen Schichten unſeres Volkes , die bei allen

Lohnkämpfen und Gehaltsforderungen durch die

wirtſchaftliche ÜUbermacht der Unternehmer und ihrer

Verbände eben drunten gehalten werden und keine

Aufbeſſerung bekommen . Ich erinnere an die großen

Kämpfe , die im Ausgang des letzten Jahres , im

Anfang des Frühjahres durchgeführt werden mußten ,

an die großen Ausſperrungen , die angekündigt wur

den , als die Arbeiter ſich nur um eine kleine Auf —

beſſerung ihrer Löhne bemühten .

Wir halten es durchaus nicht für angebracht , daß

der Herr Kirchenpräſident etwa glaubt hier ſagen zu

müſſen : „ man könne von den Geiſtlichen nicht ver —

langen , daß ſie lauter »ideale Menſchen « ſeien “ . Die

Geiſtlichen brauchen gar keine beſonders idealen

Menſchen zu ſein . So wie ſie es jetzt haben , können

ſie es aushalten , auch ohne beſonders ideal veranlagt

zu ſein . ( Sehr richtig ! beim Volkskirchenbund . ) Sie

haben nämlich außer ihrem Gehalt ihre Wohnung ,

und meiſt keine ſchlechte Wohnung , und ſie haben

außerdem die Möglichkeit , ſich durch Unterrichts

erteilung an Höheren Schulen eine , wenn auch nicht

unverdiente , ſo doch nicht ganz kleine Ergänzung

ihres Gehaltes zu verſchaffen .

Es iſt von unſerer Seite nicht behauptet worden ,

daß alle Geiſtlichen nun beſſer geſtellt würden als

die entſprechenden Beamten . ( Kirchenpräſident D

Wurth : „ Die Pfarrer “ haben Sie geſagt ! ) Es iſt

von uns nur behauptet worden , daß die Pfarrer ,

die hier ſind , d. h. die Pfarrer , die faſt die Hälfte

dieſer Synode ausmachen , mit wenig Ausnahmen

dieſem Geſetz zuſtimmen , das eben doch eine Beſſer⸗

ſtellung der Geiſtlichen gegenüber den entſprechenden

Beamtengruppen zum Ausdruck bringt . Daß die

Geiſtlichen der Synode mitgewirkt haben an der

Annahme dieſes Geſetzes , dagegen wollten wir uns

wenden , wie wir überhaupt der Anſicht ſind , daß die

Geiſtlichen bei finanziellen Angelegenheiten , die ſie

ſelbſt angehen , nicht mitſprechen ſollten
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Und dann noch etwas zu dem , was geſagt wurde

über unſere Mitarbeit in der Synode . Wenn Herr

Wirth meint , daß durch die Annahme von einigen

nebenſächlichen Anträgen , die wir geſtellt haben ,

auch von dieſer Synode der Nachweis geliefert ſei ,

daß das , was wir wollen , beachtet werde , ſo täuſcht

er ſich außerordentlich . Das was von uns als Ent

ſcheidendes verlangt wird , wichtige Dinge , die von

uns in die Diskuſſion geworfen werden , werden

jedesmal als nicht möglich , als etwas Untunliches ,

als Vorzeitiges , als Nichtgewünſchtes , als Gegen

ſätze Hervorrufendes bezeichnet , es wird über uns

zur Tagesordnung übergegangen . Man hat in un

ſeren Reihen auf der heutigen Synode ſo wenig wie

bei der früheren Synode die Erkenntnis , daß auf

den anderen Bänken der Wille vorhanden iſt , an der

uns notwendig ſcheinenden Umgeſtaltung des kirch⸗

lichen Lebens mitzuwirken .

Wenn wir von der Überbrückungsmöglichkeit der

Gegenſätze durch den Herrn Kirchenpräſidenten

redeten , ſo meinten wir nicht , daß der Kirchen⸗

präſident verſuchen ſollte , die Verſchiedenartigkeit der

Gruppen durch ſeinen perſönlichen Einfluß zu über⸗

brücken , das kann er gar nicht , wir meinten damit

vielmehr , daß die Stellung des Kirchenpräſidenten

nach der Verfaſſung ſtark genug ſei zu überpartei⸗

iſchem Handeln . Wir meinen , der Präſident ſolle

bei der Leitung der Geſchäfte unſerer Kirche ſo ver —

fahren , daß man auch nach außen hin nicht den

Eindruck haben kann , als würde er der ſtärkſten

Gruppe und derem Willen ſich fügen und für ihre

Abſichten ſich einſetzen .

Wenn wir darauf hingewieſen haben , daß im

Katechismusausſchuß eine ſo auffallende Einmütig
keit zuſtande kam , ſo ſagen wir damit nicht , daß wir

an eine ſolche Einmütigkeit glauben , an eine innere

Gemeinſchaft oder Gemeinſamkeit der beiden Grup

pen . Wir wollten damit vielmehr feſtſtellen , daß

die Gegenſätzlichkeiten , die früher vielfach auf der

Tagesordnung ſtanden und ein gewiſſes Agens für

die kirchliche Entwicklung geweſen ſind , — daß dieſe

inneren kirchlichen Gegenſätze „ Poſitiv “ und „ Libe⸗

ral “ heute nichts mehr bedeuten . Wir täuſchen uns

aber darüber nicht , daß , ſolange es poſitive und

Sitzung .

wir wollen hoffſen ,

dieſe Gegen
liberale Gruppen geben wird

daß ſie noch ſehr lange exiſtieren

ſätzlichkeiten mehr oder minder unter der Oberfläche

doch da ſind . Und darüber werden Sie ſich wohl

nicht täuſchen , daß , wenn Sie auch noch ſo ſchöne

Geheimſitzungen abhalten und uns nachher harmoni

ſierte Ergebniſſe mitteilen , Sie uns damit nicht etwa

die Überzeugung beibringen können , als wären Sie

ein Herz und eine Seele . Zum Schluß möchte ich

Herrn Wirth darum bitten , uns in Zukunft als

etwas weniger harmlos und weniger liebenswert

anzuſehen .

Abgeordneter Weiß⸗Schwetzingen : Hohe Synode !

Die Kirchlich - liberale Vereinigung iſt von der Not

wendigkeit der Erhöhung der Bezüge der Pfarrer

vollauf überzeugt , denn die wirtſchaftliche Notlage ,

die bei den Staatsbeamten herrſcht , herrſcht wohl

auch im großen und ganzen bei den Pfarrern .

Wir haben einen Antrag geſtellt , der die An

gleichung der Pfarrgehälter an die ſtaatliche Be

ſoldungsordnung verlangt , und zwar , wie ich aus

drücklich betonen möchte , im Rahmen der vorhan

denen Mittel . Man hätte ja im großen und ganzen

dieſen Antrag annehmen können . Wenn die Mittel

nicht in genügendem Umfang vorhanden geweſen

wären , ſo hätte man einen entſprechenden Prozent

ſatz heruntergehen können .

Nun hat Herr Dr . Dietrich vorhin geſagt , er

bedauere , daß die Liberale Vereinigung dieſen An⸗

trag nicht aufrechterhalten hat , und er hat dann

hinzugefügt , er ſei der Überzeugung , daß dieſer

Antrag hier in der Synode eine Mehrheit gefunden

hätte . Die Vorlage der Kirchenregierung erfordert

weniger Mittel als unſer Antrag , wenn er in vollem

Umfang angenommen würde . Alſo hätte Herr Dr .

Dietrich mehr bewilligt , als wir jetzt wollen ( auf

Zuruf vom Volkskirchenbund : ) — im Rahmen der

vorhandenen Mittel . Wir haben aber bei den

Verhandlungen im Finanzausſchuß geſehen , daß

unſer Antrag eine Annahme in der Synode nicht

finden würde , und nur aus dieſem Grund haben wir

uns entſchloſſen , den Antrag nicht aufrechtzuerhalten ,

namentlich auch deswegen nicht , weil ja nachher noch
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ein Antrag kommt , der unſeren Wünſchen wenigſtens

in etwas entgegenkommt . Die Angleichung an die

Beamtengehälter hätte den Vorteil gehabt , daß wir

uns nicht immer und immer wieder hier mit der —

artigen Gehaltsdebatten befaſſen müßten

Um die Vorlage nicht zu gefährden und um aus

zudrücken , daß wir die Erhöhung der Pfarrgehälter

für unbedingt notwendig erachten , ſtimmen wir der

Vorlage zu

Abgeordnete Fräulein Janſon : Wir haben ur

ſprünglich nicht die Abſicht gehabt , zu der Vorlage

von unſerer Vereinigung aus ſprechen zu laſſen ; aber

das , was bis jetzt geredet worden iſt , zwingt uns

doch dazu , auch unſere Stellungnahme hier zu be —

gründen

Unſere Vereinigung war von vornherein der

Anſicht , daß den Grundſätzen , wie ſie in der Re

gierungsvorlage aufgeſtellt waren , zugeſtimmt wer —

den müſſe , weil wir wünſchen , daß für die Geiſtlichen

als Arbeiter der Kirche auch für ihre Beſoldung eine

andere Ordnung aufgeſtellt werde als für Staats⸗

beamte . Die Arbeit der Geiſtlichen kann mit der

Arbeit der Staatsbeamten in keiner Weiſe verglichen

werden . Unſere Geiſtlichen wollen gewiß nicht mehr

haben , als ſie abſolut brauchen , um für ſich und ihre

der in einer Weiſe ſorgen zu können , die ihre

ſeeliſchen Kräfte nicht derart beanſprucht , daß ſie für

die anderen Menſchen nicht mehr frei ſind . Wir

glauben , daß eine Ordnung der Gehälter , wie ſie

jetzt vorgeſehen iſt , dem entſpricht und daß die

Erhöhung eine Notwendigkeit war .

Wir glauben auch , daß man die Stellenzulage

durchaus rechtfertigen kann . Es hat ſich bei den

ſtaatlichen Beamten gezeigt , daß die Einſtufung der

Beamten hauptſächlich in zwei Gruppen große Un⸗

gerechtigkeiten zeitigte . Und gerade bei den Geiſt⸗

lichen , bei denen ein ſo großer Unterſchied in der

Arbeit iſt , kann das , was den einen Geiſtlichen mehr

belaſtet , was ſeine Geſundheit mehr untergräbt , was

ihn zu größeren Aufwendungen für ſeine Lebens⸗

haltung unbedingt zwingt , am beſten durch eine

Stellenzulage ausgeglichen werden .
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Wenn von verſchiedenen Seiten darauf hinge

wieſen wird , daß der Geiſtliche durch ſeine Wohnung

beſſer geſtellt ſei , ſo habe ich ſchon im Ausſchuß

darauf hingewieſen , daß das ein Vergleich iſt , der

durchaus nicht zutrifft : daß eben die Wohnung des

Geiſtlichen nicht dasſelbe iſt wie die Wohnung eines

Beamten , die durchaus Privatwohnung iſt , ſondern

daß die Wohnung des Geiſtlichen auch von der

Gemeinde immer ſtark in Anſpruch genommen wird

Wir wiſſen ganz genau , wie oft auf dem Lande die

Wohnung des Geiſtlichen für Zuſammenkünfte und

für Vereinstätigkeit in Anſpruch genommen wird ,

und wir wiſſen auch , wie ſehr in der Stadt die

Wohnung des Geiſtlichen , das Pfarrhaus , eben doch

der Mittelpunkt für die Gemeinde iſt , während der

Beamte darunter gar nicht leidet , und wie dadurch ,

daß die Wohnung des Geiſtlichen für andere Dinge

in Anſpruch genommen wird , auch wieder perſön

liche Ausgaben hervorgerufen werden , die ganz

beträchtlicher Art ſind .

Und ſo glauben wir , daß die Regelung , wie ſie

jetzt getroffen iſt : eine beſondere Ordnung für die

Geiſtlichen , mit der Erhöhung , die notwendig war ,

und mit Beibehaltung der Stellenzulage den Be

dürfniſſen am meiſten entſpricht und gegenüber den

Steuerzahlern um ſo mehr verantwortet werden

kann , als ja keine größeren Kirchenſteuermittel er

forderlich werden .

lbgeordneter D. Frey : Eine Bemerkung des

Herrn Abgeordneten Dr . Dietrich zwingt mich dazu ,

das Wort zu nehmen . Er hat nämlich den vergeb

lichen Verſuch unternommen , uns die Verantwor —

tung für dieſes Geſetz zuzuſchieben . Ich glaube , alle

diejenigen , die die Beratungen im Ausſchuß mit⸗

gemacht haben , wiſſen , daß wir die Verantwortung

dafür nicht tragen ; ſondern wir ſind mit einem

eigenen Vorſchlag gekommen und haben für dieſen

Vorſchlag gekämpft , ſolange wir auf irgend einen

Erfolg glaubten noch rechnen zu können . ( Zuruf vom

Volkskirchenbund : Hie Rhodus , hie saltal ) Ja , das

möchte Ihnen wohl gefallen , wenn hier im Plenum

nun alle die Gegenſätzlichkeit , die ſich da vortragen
N

ließe , zum Austrag kommen würde . Verehrte Herren ,
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dafür haben wir eben die Verhandlungen im Aus —

ſchuß , damit man dort zu Klarheit zu kommen ſucht

und womöglich das erreicht , daß man mit etwas

gewiſſermaſſen Reifem , jedenfalls Abſchlußfertigem

vor die Sffentlichkeit tritt . Vielleicht hätten wir es

anders gemacht , wenn die Herren vom Volkskirchen —

bund uns nicht zu hoch eingeſchätzt hätten , indem ſie

meinten , wir könnten ihre Gedanken erraten , auch

wenn ſie ſie nicht ausſprechen ; Sie haben uns nie

mitgeteilt : „ Wir ſtellen uns hinter Euren Antrag ,

wir wollen eine gemeinſame Phalanx bilden , um

dieſe Sache durchzufechten . “ Das habe ich Ihnen

auch gar nicht verübelt ; denn ich weiß aus der

Vergangenheit , daß Sie eigentlich andere Gedanken

darüber haben ; und deshalb eben waren wir der

Anſicht , daß wir uns auf die Unterſtützung der

Herren vom Volkskirchenbund bei dieſer Frage

durchaus nicht verlaſſen können . Ich weiß alſo nicht ,

wie es kommt , daß den Herren unklar geblieben iſt ,

warum wir auf unſerem Antrag endgültig nicht

beharrten . Nicht gerne , im Gegenteil , ſehr ungern

haben wir unſeren Antrag fallen laſſen ; denn nach

unſerer Überzeugung hat er ſo viele Vorteile vor

dem von der Kirchenregierung Vorgelegten , daß wir

jetzt noch erklären , die Durchführung unſeres An⸗

trags hätte ein beſſeres Beſoldungsgeſetz gebracht

als das , dem wir jetzt zuzuſtimmen bereit ſind .

Das , was der Herr Kirchenpräſident heute aus —

geführt hat — das muß ich hier feſtſtellen —, macht

uns eigentlich die Zuſtimmung ſchwer ; denn er hat

doch im weſentlichen ſo geſprochen , wie wenn all

das , was im Ausſchuß verhandelt worden iſt , nicht

geſprochen worden wäre . Wir haben den Verſuch

gemacht , unſeren Antrag durchzubringen . Dann

haben wir vonſeiten der größten Fraktion des Hauſes

die Mitteilung bekommen : „ Wir laſſen uns nicht

darauf ein . “ Wir mußten alſo zwiſchen den beiden

Möglichkeiten wählen , entweder eine Verſtändigung

zu verſuchen — und dann mußten wir nachgeben ,

weil wir die Mehrheit nicht hinter uns haben —

oder einen offenen Kampf aufzunehmen . Da waren

wir der Meinung , daß das Objekt ſich für den Kampf

nicht eignet , ſondern daß wir eine Verſtändigung

ſuchen müſſen .

itzung .

Wir haben dann einen zweiten Vorſchlag gemacht

und geſagt : „ Gut , obgleich wir die Stellenzulage

nicht für richtig halten , wollen wir doch dem jetzigen

Aufbau zuſtimmen , wenn wenigſtens das andere

Stück von Ihnen uns konzediert wird , nämlich daß

ein Teil der Bezüge beweglich gemacht wird , damit

nicht immer und immer mit ſolchen

Vorlagen vor die Gffentlichkeit treten müſſen . Wir

halten es nämlich für einen unguten Zuſtand , daß

wir in den letzten Jahren natürlich aus den

Verhältniſſen heraus , alſo zwangsläufig ( Sehr rich

tig !l ) — immer wieder Beſoldungsvorlagen durch

arbeiten mußten ; und ich neige der Meinung zu ,

daß , wenn wir jetzt noch einmal in den Ausſchuß

gingen , vielleicht mancher von Ihnen , der ſich gegen

unſeren Antrag geſträubt hat , jetzt , nachdem er heute

die Debatte gehört hat , ſich ſagen würde : „ Es wäre

doch beſſer , wir würden einen Weg ſuchen , der uns

nicht nötigt , wer weiß wann , vielleicht in nicht allzu

langer Friſt , wieder mit irgend einer Gehaltsvorlage

zu kommen . “ Wir wollen hoffen , daß es nicht der

Fall iſt ; aber wer weiß es ? Wir ſind in ſo unſicheren

wirtſchaftlichen Verhältniſſen drin , daß es ſehr leicht

ſein kann , daß über eine gewiſſe Zeitſpanne hinweg

die Gehälter wieder erhöht werden müſſen .

wir wieder

Der Herr Abgeordnete Eckert hat geſagt , daß ,

wenn auch die Beamtengehälter erhöht werden , die

Pfarrgehälter doch nicht erhöht zu werden brauchen :

ein Bedürfnis darnach , hat er feſtgeſtellt , beſteht nicht .

Nun , dann beſteht ein Bedürfnis darnach auch bei

den Beamten nicht . ( Zuruf vom Volkskirchenbund :

Das iſt die Fragel ) nicht , wie Sie das

begründen wollen Standpunkt Ihrer

politiſchen Freunde aus können Sie das nicht ver⸗

reten ( Zuruf vom Volkskirchenbund : Doch ! ) , denn

Ihre politiſchen Freunde haben der Erhöhung der

Beamtengehälter durchaus auch zugeſtimmt ( Zuruf

vom Volkskirchenbund ) ; Sie haben alſo damit zu

gegeben , daß ein Bedürfnis beſteht . Und da ſage

ich : Wenn bei den gleich vorgebildeten Beamten ein

Bedürfnis für eine Erhöhung beſteht , dann müſſen

wir ſchlechterdings doch auch den Pfarrern dasſelbe

zubilligen .

Ich weiß

Von dem



ins

zu

Age

der

ren

icht

veg

echſte

Alſo , wir tragen dafür , daß dieſe Form der

Gehaltsregelung gewählt worden iſt , die Verant

wortung nicht , wir kämpften um eine andere . Sie

ſehen aber : es iſt ganz gleichgültig : wenn wir in

den Kampf gehen , dann werden wir getadelt , und

wwenn wir nachgeben , dann werden wir auch getadelt

Heiterkeit . ) Nun , wir kämpfen ich verrate kein

Geheimnis , ſondern das war bisher ſchon ſo , ich

will es aber öffentlich ausſprechen wir kämpfen ,

wenn wir es im Intereſſe der Sache für notwendig

halten , und wir verſtändigen uns , wenn wir es im

Intereſſe der Sache für notwendig halten , und wir

kümmern uns dabei weder um den Beifall von rechts

noch um den von links

Ich weiß , eine ideale Beſoldungsordnung läßt

ſich nicht finden , das iſt ausgeſchloſſen . Es hat ſich

alſo darum gehandelt feſtzuſtellen : welches iſt wohl

der beſſere Weg ? Und da muß ich nun dem einen

doch nachdrücklich widerſprechen , was der Herr

Kirchenpräſident geſagt hat , der eine Anzahl von

Mängeln der Angleichung aufgeführt hat gegenüber

dem Syſtem der Stellenzulage . Für uns war auf

der einen Seite genau das maßgebend , was Herr

Dr . Dietrich geſagt hat : wir wollen nicht haben ,

daß ein Pfarrer , und wenn es auch nur auf einen

Teil der Pfarrer zutrifft , beſſer beſoldet wird als

itſprechenden Beamten ; und das zweite war :

oft mit derartigen Vorlagen

Dte Frer 111 ke 1 geh 1 E Be det An

gleichung läßt ſick el leichter feſtſtelle nd ko

trollierer daß kein Pfarrer mel

gleich vorgebildeter Beamte Wenn di

regierung mit Zuſtimmung des ſynodalen

ausſchuſſes das bewegliche Grundgehalt

ſtimmen können , ſo wäre damit dem Pfarrſ tand ein

Dienſt erwieſen geweſen . Denn die Pfarrer , auch

notwendig haben , daß ihre Gehälterwenn ſie es

erhöht werden , freuen ſich doch nicht darüber , daß

dieſe Di iskuſſieonen immer in der Offentlichkeit ſtatt⸗

finden müſſen . Ich weiß ſehr wohl , in unſerer

Bevölkerung beſteht weithin eine ſehr große Ab

neigung und ein Widerſpruch dagegen , daß die

Beamtengehälter erhöht worden ſind , wenigſtens

oberen Hälfte ; und daß dieſer innere Widerin der

Sitzung

ſpruch in deutlichen Worten ſich auch auf die Pfarrer

ausdehnt , das iſt ganz klar . Daß dieſe Form der

Beſoldung mit den Stellenzulagen ſchon vor einem

Jahre geſchaffen worden iſt , vermag ſie nach unſerer

Meinung nicht zu rechtfertigen . Nicht , als hätte ſie

ſich in dieſem Jahr als unzulänglich herausgeſtellt ,

ſondern es iſt dies nach unſerer Meinung grundſätz⸗

lich nicht die richtige Form . Wenn es ſich bei

der nächſten Gelegenheit um die Veränderung der

Stellenzulage handeln wird , dann wollen wir uns

an den heutigen Tag erinnern

Es iſt r auch wirklich nicht ſo , als würden

bei der Angleichung an den Staatstarif mehr Mittel

gebraucht als bei dieſem Vorſchlag . Man hat es ja

vollſtändig in der Hand ; man weiß , wieviel die

Kirche aufwõenden kann , und könnte ganz ruhig

ſagen : „ Würden die Pfarrer 100 des den ver⸗

gleichbaren Beamten zuſtehenden Gehalts bekommen ,

ſo würde ſo und ſo viel Geld notwendig ſein ; uns

ſteht aber für Gehälter nur die und die Summe zur

Verfügung , das ſind ſo und ſo viel Prozent des

errechneten normalen Bedarfes ; alſo ſetzen wir die

Gehälter um den entſprechenden Prozentſatz nie

driger an . “ unn hätte jedermann gewußt und hätte

auch die Offentlichkeit gewußt , daß die Pfarrer tat

ſächlich weniger beziehen als die Beamten ; während

jetzt die gegenteilige Behaupt ung nicht auszutreiben

ſein wird , wie wir ſie ja heute in dieſer Verhand

lung ſchon gehört haben
D U tigke .

e das

kann ich nicht anerkennen ; denn eine Anzahl von

Pfarrern hat auch tlich mehr zu arbeiten alsDe 1

andere . Und wenn Sie das mit der Stellenzulage

ausgleichen wollen und das wollen Sie doch ;

denn einen anderen Sinn kann die Stellenzulage

wirklich nicht haben ( Sehr richtig ! ) —, wenn Sie

es durch eine Stellenzulage , die zwiſchen 100 und

1000 ,½% ſchwankt , ausgleichen wollen , dann haben

Sie auch die Verſchiedenheit des Gehalts, die wir

im anderen Fall bekommen hätten . ( Sehr richtig ! )

Hierin kann alſo der Unterſchied zwiſchen dieſen zwei

Vorſchlägen nicht liegen ; es handelt ſich dabei nicht

um eine verſchiedene Höhe der Ausgaben , ſondern



um ein verſchiedenes Beſoldungsſyſtem Wir haben

uns bei den Verhandlungen überzeugt , daß wir mit
D 38 * *
Da wir aber

wir
unſeren Wünſchen nicht durchdringen .

das Geſetz zum Abſchluß bringen wollten , haben

geſagt : „ Gut , dann geben wir eben nach “ und

haben zunächſt in dem einen Punkt , wie Sie je

wiſſen , nachgegeben . Als wir dann in dem anderen

Punkt auch kein Verſtändnis fanden , haben wir uns

geſagt : „ Daran können wir die Vorlage nicht ſchei —

tern laſſen ; die Gehaltsordnung der Beamten iſt

natürlich auch ideale , müf das

nehmen , was möglich iſt . “ Wenn Sie —
volks

kirchlichen Gruppe gewendet ) meinen , das a ls

chen einer ſchwächlichen Nachgiebigkeit unſererſeits

uns
40

keine wir ſſen alſo

Zei

betrachten zu dürfen , dann ſind Sie im Irrtum Es

hat herausgeklungen ich kann es Ihnen nicht

beweiſen , aber ich habe ſo das Gefühl gehabt , als

hätte Herr Dr . Dietrich ſagen wollen , da ſei ſo

hinten herum durch Verhandlungen irgend etwas

geſchehen , wir hätten hier nachgegeben , um die Nach

giebigkeit der anderen Seite in einer anderen Sache

zu erreichen . Ich kann Sie verſichern , daß das nicht

der Fall iſt . Unſer Nachgeben und die Beſchlüſſe

über dieſe Vorlage ſind ja auch in einem früheren

Zeitpunkt erfolgt , als irgend eine Verſtändigung in

anderen Dingen erzielt war . Ich kann Sie ferner

verſichern : wir hatten uns entſchloſſen , letzten Endes

1
dieſe Sache nicht zu einer Waffe im kirchenpolitiſchen

Kampf zu machen , da nach unſerer Meinung die

Pfarrgehälter ſich dazu nicht eignen .

Abgeordneter Kroenlein : Hohe Synode ! Eine

Bemerkung des Herrn Abgeordneten Dr . Dietrich

gibt mir Veranlaſſung , noch das Wort zu ergreifen .

Er hat geſagt , die Pfarrer hätten ſich eine Gehalts

erhöhung gegeben . Ich möchte doch da hin

weiſen , daß Laien es waren , die es für not —

wendig erachtet haben , daß hier etwas geſchieht
( Sehr richtig ! bei der Kirchl . - poſitiven Vereinigung⸗

den Pfarrſtand ein Ausgleich gegen⸗

über der verſchärften wirtſchaftlichen e geſchaffen

wird , nachdem dies auch anderwärts geſchehen iſt .

Ich muß ſagen , wir Laien haben ,

Notwendigkeit haben

rauf

wir

und auch für

Lag

W
erkannt dieſe zulage

nachdem wir die

gerne

gewährt wir den Pfarrſtand von den Sorgen ,

die auf ihm laſten , nach Möglichkeit entlaſten wollten .

Alſo ich muß doch dem widerſprechen , daß die

Pfarrer , die Geiſtlichen es waren , die ſich dieſe

Zulage gewährt hätten

Abgeordneter Bender⸗Mannheim : Hohe Synode!
Es liegt mir nicht daran , Sie noch länger in der

Vorbeſprechung dieſes Geſetzes aufzuhalten Ich

habe aber das Bedürfnis , wenigſtens auf einige

Dinge hinzuweiſen , die meines Erachtens , wenn Sie

ſie ſo nehmen wollen , wie ich ſie meine , zu einer

gewiſſen Entſpannung dienlich ſein können

Wir hätten es ſehr gerne geſehen das ſpreche

ich gerade als ein Pfarrer aus , der in einer großen

Proletariergemeinde ſein Tagewerk zu

wenn die Zeitverhältniſſe es nicht mit ſich gebracht

hätten , daß eine Reform der Beamtenbeſoldung not

wendig wurde . Denn darüber dürfte ja wohl unter

uns allen kein Zweifel beſtehen , daß nicht ſo ſehr

die „ Begehrlichkeit “ des Beamtenſtandes als

die beſondere Schwierigkeit der und der

wirtſchaftlichen Verhältniſſe immer und immer wie

der in den letzten Jahren es mit ſich gebracht hat ,

ſolche Beſoldungsregelungen haben erfolgen

müſſen . Gerade wir Pfarrer , die wir doch unſeren

Kirchengliedern von Herzen naheſtehen und mit

ihnen tragen und leiden unter dem Schweren , das

ihnen auferlegt iſt , gerade wir Pfarrer , die wir mit

unſerem Arbeiterſtand in innerer Fühlung ſtehen ,

empfinden die Gegenſätze und Nöte , unter denen

unſere heutige Zeit le ſehr . Aber wir hätten es

auch gerne geſehen , wenn die K irchenregierung durch

proviſoriſche Regelung der Beſoldungsfrage

sführliche Erörterung in breiteſter Offentlich

eingrenzen können . Daß das unmöglich

warum , darauf gehe ich gar nicht ein ;

leiſten hat

eben

Zei tlage

daß

idet

eine

ihre aus

keit hätte

geweſen iſt

ich konſtatiere nur die Unmöglichkeit —, das iſt ja

nun mit ſchuld , daß wir die Sache nun hier ſo

behandeln müſſen .

Dieſe Notwendigkeit , darüber zu verhandeln ,

wäre , wie ich glaube , uns aber auch auf dem anderen

Wege nicht endgültig erſpart worden . Denn es

gehört zu den Grundrechten und - Pflichten jedes
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Parlaments , auch eines kirchlichen Parlaments , daß

es ſich die Fragen der Ausgaben und Einnahmen

des Haushalts nicht entwinden oder die Verant

wortung dafür von irgendeiner Inſtanz , auch von

keiner ſelbſterwählten , ſich abnehmen laſſen kann

Wenn wir und ich glaube , darin ſind wir wieder

auf allen Seiten des Hauſes einig dieſes Grund

recht handhaben wollen , dann bleibt uns ja , mag

auch immer vorher ein proviſoriſcher Weg beſchritten
9 A＋

werden , am Ende nichts übrig , als die geſetzliche

Zuſtimmung der Synode herbeizuführe

Auf das Materielle einzugehen , iſt mein Anliege

nicht . Wir Geiſtlichen haben jedenfalls , ſoviel ich

ſehe , in dieſer Synode uns nach Möglichkeit bei

dieſen Dingen Zurückhaltung auferlegt . In unſerer

poſitiven Fraktion hat zur ganzen Frage in keinem

Stadium der Verhandlungen einer der Geiſtlichen

auch nur das Wort genommen . ( Sehr richtig ! bei

den Poſitiven . ) Darum iſt es für uns außerordent

lich ſchmerzlich , wenn dann hier in der Offentlichkeit

geſagt wird : „ Die Pfarrer “ haben ſich wieder hier

ihre Gehälter bewilligt . ( Zuruf vom Volkskirchen —

bund . ) Das iſt für uns deswegen bitter , weil es

uns eine Gewiſſensaufgabe bedeutet , in dieſen De⸗

batten nach Möglichkeit zurückzutreten und den welt⸗

lichen Mitgliedern der Synode in der Angelegenheit
wirklich das Heft in die Hand zu geben . Wir haben

frühere Einrichtung der Steuerſynode nicht

nehr , in der die Geiſtlichen bis auf eine ganz geringe

zahl ausgeſchaltet waren . Es kommt einen manch

mal , wenn man dieſen Verhandlungen folgt , w

der Wunſch an , es möchten jene alten Zeiten wiede

kehren . ( Abgeordneter D. Frey : Sehr richtig ! ) Daß

das nun verfaſſungsmäßig anders liegt , dafür können

wir jedenfalls in dieſer Stunde nichts , und man darf

aus der Tatſache , daß bei der Abſtimmung über dieſe

Frage auch die Pfarrer , die Mitglieder dieſes Hauſes

ſind , ihre Meinung kundgeben , nicht den Willen ent⸗

nehmen , über ihre Gehaltsfragen zu beſtimmen . Wir

ſitzen ja letztlich nicht als Geiſtliche , ſondern als die

gewählten Vertreter unſerer Landeskirche auf dieſen

Bänken .

Ich glaube , daß der Gegenſatz , in dem ſich die

liberale und die poſitive Fraktion in der Auffaſſung

des Syſtems der Pfarrbeſoldung befinden , nicht ſo

groß iſt , wie er zu Zeiten im Verlauf der Verhand

lungen hat erſcheinen können . Der Herr Abgeordnete

D. Frey hat mit Recht geſagt , daß eine Zweiteilung ,

überhaupt eine Teilung der Pfarrerſchaft nach der

Höhe ihrer Bezüge auf jeden Fall eintritt , ob man

das Verfahren der mechaniſcheren „ Angleichung “ an

die Staatsbeamtenbeſoldung wählt oder nach der

Vorlage der Kirchenregierung verfährt . Der Unter

ſchied beſteht praktiſch nur darin , daß in dem einen

Fall es nur zwei Klaſſen ſind , in die die Pfarrer

geteilt würden , im anderen Fall aber vier oder fünf

Es iſt ſchließlich das Urteil darüber , ob man das

eine Syſtem oder das andere bevorzugen ſoll , eine

Ermeſſensfrage . Ich gebe dem Herrn D. Frey

darin durchaus recht , wenn er ſagt , es ſei auf Ihrer

Seite die Meinung geweſen , daß man daraus keinen

Akt des Glaubens , jedenfalls keinen Akt machen

dürfe , der zu letzten Auseinanderſetzungen — ich

bitte , das Wort buchſtäblich zu nehmen — führe

Wir ſtehen ebenſo und ſind der Meinung , daß wir

8 mit dem jetzigen Syſtem wenigſtens eine Zeitlang

verſuchen ſollten . Es wird ja nach unſerer Über

zeugung wie nach der Ihren ein Idealſyſtem , eine

Ideallöſung der Beſoldungsfrage niemals geben

Jeder Verſuch wird für den einen oder den anderen

der Beteiligten zu Härten oder Schwierigkeiten

führen müſſen . Das iſt unvermeidlich . Aber Sie

können es jedenfalls verſtehen , wenn auf unſerer

Seite geurteilt wird , es ſei vielleicht in der

en La erer Kirche eil ſtige J 0

dieſen Dingen nicht einfach hinter

dem Staate dreingehen , ſondern eine mehr ſelb

ſtändige Löſung anſtreben . ( Sehr richtig ! bei den

Poſitiven . ) Ob dieſe Form der Löſung , eine ſelb

ſtändige Beſoldungsart der Geiſtlichen , eine gute und

richtige iſt , darüber , denke ich , wollen wir die Zukunft

entſcheiden laſſen . Wir können das leidenſchaftslos

tun in der Hoffnung , daß bei gutem Willen der

Beteiligten auf allen Seiten des Hauſes ſich auch

einmal ein Weg eröffnen wird , bei dem ſolche Aus⸗

einanderſetzungen ſelbſt im Anfangsſtadium ver⸗

mieden werden können . Ich perſönlich möchte dieſe

Hoffnung hegen .
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Damit iſt die allgemeine Ausſprache beendet .

Darnach wird in die Einzelberatung des Geſetz

entwurfs eingetreten

Berichterſtatter Abgeordneter Dittes :

Art . 1 Ziff . 1. Die Einſchaltung des Wortes

„ planmäßige ' im Text des Geſetzes in der Faſſung
DI

10. März 1927 dient zur Klarſtellung .

„ und der

gung “ ſind zu ſtreichen ,

entſchädigung ſchon im Hinblick auf die Verſchieden

vVom

Die Mai 1 Nouf Ufw daeutſck 1di
Die Worte Dienſtaufwandsentſchädi

weil die Dienſtaufwands

it der Bemeſſung durch die Kirchengemeindeartigke

räte nicht einen

Dienſteinkommens zu bilden ; ſie ſoll ja nur den tat

ſächlichen Aufwand entſchädigen .

Den in der Anlage feſtgeſtellten Wohnungsgeld

zuſchuß erhalten ſelbſtverſtändlich nur die Geiſtlichen ,

die kein Pfarrhaus haben .

Im übrigen handelt es ſich bei dieſer Ziffer um

durch die Anderung des Geſetzes bedingte redaktio

nelle Berichtigungen .

Die Ziffer 1 ſoll

werden .

Art .1 Ziff .1 wird mit allen gegen 8 Stimmen

angenommen .

geeignet iſt , Teil des eigentlichen

unverändert angenommen

Berichterſtatter Abgeordneter Dittes :

Ziff . 2. Der neugefaßte § 2 des Geſetzes ſetzt die

Grundgehälter der Geiſtlichen im Rahmen des Mög

lichen , wie eingangs ausgeführt , feſt . Der Ausſchuß

hat ſie nach längeren Erörterungen mit 12 gegen

1 Stimme angenommen , nachdem keine Möglichkeit

ſich ergab , im Sinn einer prozentualen Angleichung

an den ſtaatlichen Beamtentarif im Rahmen der

verfügbaren Mittel , wie eine Minderheit vorgeſchla

gen hatte die Beſoldungsregelung der Geiſtlichen

vorzunehmen .

Der Ausſchuß

Annahme der

empfiehlt der Synode unver

änderte Ziff. 2.

Abgeordneter Dr . Dietrich : Um den Streit aus

der Welt zu ſchaffen und um auch der Meinung

Richtung naheſtehen ,

den

weiter Kreiſe , die der poſitiven

Ausdruck zu geben , ſtellen wir Antrag :

Sitzung .

Die Synode ſieht von einer Erhöhung der

Grundgehälter ab , gibt aber ihre Zuſtimmung ,

daß die Kinderzulagen erhöht werden .

Der Antrag Dr . Dietrich wird mit allen gegen

12 Stimmen bei 1 Stimmenthaltung abgelehnt .

Dr . Dietrich : Nachdem dieſer An

zweiten Antrag

Liberalen

Abgeordneter

trag abgelehnt iſt , möchte ich einen

0
ſtellen , indem ich den Antrag der Ver

einigung aufnehme . Er heißt :

Unter Wegfall der Stellenzulage ſollen im

Rahmen der vorhandenen Mittel als Grundgehalt

die Sätze des badiſchen Beſoldungsgeſetzes vom

24 . Februar 1928 Gruppen A 2 d —2 a treten .

Der zweite Antrag Dr. Dietrich wird mit 29

gegen Stimmen bei 14 Enthaltungen abgelehnt ;

dagegen wird Art . 1 Ziff . 2 des Geſetzentwurfs mit

egen 12 Stimmen angenommen .allen

Berichterſtatter Abgeordneter Dittes :

Ziff . 3.

Gruppe vor , der aber ſchließlich in

bei Ziff . 7 zur Erledigung kam

Die
Streichung des 83 des bisherigen Geſetzes ,

Hierzu lag ein Antrag der liberalen

anderer Form

Die

die ſich aus der veränderten Faſſung des 8 2 ergibt ,

ſoll vorgenommen werden

Ziff . 3 iſt deshalb

worden .

Ziff .

unverändert angenommen

3 wird mit allen Stimmen angenommen .

Berichterſtatter Abgeordneter Dittes :

Ziff . 4. Die Streichung der Worte „ für

Gruppe X“ ergibt ebenfalls aus der anderenſich

Die Ziff. 4

ändert angenommen werden .

Faſſung des §S 2 ſoll deshalb unver

Ziff . 4 einſtimmig angenommen .

Berichterſtatter Abgeordneter Dittes :

Ziff . 5. Die nach den bisherigen Vorſchriften

gewährte Frauenzulage ſoll künftig wegfallen . Sie

iſt auch in den neuen Beſoldungsvorſchriften des

Reichs und der Länder geſtrichen worden .

Ziff . 5 angenommen .
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1Berichterſtatter Abgeordneter Dittes :

Ziff . 6. Im allgemeinen Teil dieſes Berichts

iſt ſchon hervorgehoben worden , daß die Kinder

zulage durch dieſen Geſetzentwurf eine Neuregelung

erfahren ſoll . Es iſt ſchon betont worden , daß die

Rückſicht auf die kirchlichen Finanzen im Vergleich

zum Staat nur eine teilweiſe Erhöhung der Bezüge

der Geiſtlichen

gegenüber wird dieſe Einſchrän

ermöglicht Kind loſen Pfarrern

nach dem Er

meſſen des Ausſchuſſes zugemutet werden können .

Anders aber verhält es ſich bei kinderreichen Fa

milien . Die dem Ausſchuß bekannt gewordenen

wirtſchaftlichen Verhältniſſe ſolcher Pfarrfamilien

veranlaßten ihn , den Vorſchlag der Kirchenregierung

anzunehmen , der eine beſondere Regelung der

Kinderzulage , geſtaffelt nach der Zahl der Kinder ,I

vorſieht . Es ſollen gewährt werden : für das 1. und

2. Kind je 20 7. ,½ , für das 3. Kind 30/7½ % und

er

ie

für jedes weitere Kind je 40 . im Monat . D

Mehraufwand , der durch die Staffelung der Kinde

zulage entſteht , iſt verhältnismäßig gering . D

kinderreichen Familien aber werden ſie als rechte

Wohltat empfinden .

Der Ausſchuß empfiehlt aus dieſen Erwägungen

unveränderte Annahme der Ziff . 6.

Damit iſt auch eine Eingabe der kinderreichen

Pfarrfrauen Badens wegen Staffelung der Kinder1

zuſchläge nach der Kinderzahl erledigt

Ziff . 6ſ angenommen

Berichterſtatter Abgeordneter Dittes :

Ziff . 7. Wie ſchon zu Ziff . 3 angedeutet , iſt

ein Antrag der kirchlich - liberalen Gruppe eingebracht

worden . Er hat folgenden Wortlaut :

Art . 1 Ziff . 3 des Geſetzentwurfes über die

Dienſtbezüge uſw . wird wie folgt geändert :

§ 38 erhält folgende Faſſung :

„ Die in § 2 Abſ . 1 als Grundgehalt feſt⸗

geſetzten Beträge ſind Normalbeträge . Werden die

Bezüge der badiſchen Staatsbeamten erhöht oder

ermäßigt , dann ſoll der Grundgehalt der Pfarrer

Sitzung S

im Rahmen der vorhandenen Mittel im gleichen

Verhältnis erhöht oder ermäßigt werden .

Der Umfang der Erhöhung oder Ermäßigung

ſoll in der Weiſe gefunden werden , daß feſtgeſtellt

wird , in welchem Ausmaß , gemeſſen am bis

herigen Beſoldungsaufwand , der Staat die Be

ſoldungsſätze verhältnismäßig erhöht oder ge

mindert hat . Im ſelben Ausmaß ſoll der Geſamt

aufwand für den Grundgehalt der Pfarrer erhöht

oder ermäßigt werden . Der Geſamtbetrag dec

Erhöhung oder Ermäßigung iſt auf die vor

anſchlagsmäßig genehmigten Pfarrſtellen ſo zu

verteilen , daß der Grundgehalt um einen gleich —

großen Betrag erhöht oder ermäßigt wird .

Iſt die ordentliche Tagung der Synode ge

ſchloſſen und tritt innerhalb der nächſten ſechs

Monate nach Inkrafttreten der ſtaatlichen Neu

regelung die Synode nicht zu ihrer ordentlichen

ier außerordentlichen Tagung zuſammen ,

Kirchenregierung nach Anhörung des
—1
Finanzausſchuſſes der Synode ermächtigt , den

Grundgehalt nach der Beſtimmung des Abſ . 2

zu verändern . “

Der Antrag will die immer wiederkehrenden zeit⸗

raubenden Verhandlungen über Beſoldungsfragen

einſchränken und eine tunlichſt einfache Regelung

etwaiger künftiger Beſoldungsänderungen , ſeien es

Ermäßigungen oder Erhöhungen , ermöglichen

Lrfolges des Antrags D iſte
7 nkon Fol 8 Jeunncht * * 1 4 nan 7denke jeltend gemacht worder auch von dem

ertreter der Kirchenbehörde . Man hat in dem

Antrag , wenn er Geſetz würde , insbeſondere in

ſeinem letzten Abſatz , eine zu ſtarke Bindung an die

ſtaatliche Regelung und ein zu weitgehend ſich aus⸗

wirkendes und die verfaſſungsmäßigen Rechte der

Synode zu ſtark beeinträchtigendes Ermächtigungs

geſetz erblickt .

Schließlich wurde der Antrag zurückgezogen und

von der liberalen und poſitiven Gruppe in folgendem

Wortlaut neu eingebracht und bei 2 Stimmenthal⸗

tungen angenommen . Er ſoll als Ziff . 7 in den

Geſetzentwurf aufgenommen werden .



Sechſte

„ In § 11 wird als Abſatz 1 eingefügt

Andert ſich das Grundgehalt der badiſchen

Staatsbeamten der Gruppe A 2 d bis A 2 b der

badiſchen Beſoldungsordnung vom 24 . Februar

1928 , ſo ſoll die Kirchenregierung in Anwendung

des §S 120 KV nach Anhörung des Finanzaus⸗

ſchuſſes eine entſprechende Anderung der Gehalts

ſätze des Art . 1 Ziff . 2 dieſes Geſetzes vornehmen

Die Anderung dieſer Sätze ſoll ſo erfolgen , daß

ſie ſich für alle Pfarrer möglichſt gleichmäßig

auswirkt . “

Ziff . 7 angenommen gegen 7 Stimmen bei einer

Enthaltung .

Berichterſtatter Abgeordneter Dittes : Ziff . 7

wird hierdurch Ziff . 8.

Die neue Ziff . 8. Hierzu hat ein Vertreter des

Volkskirchenbundes beantragt , den § 9 des Beſol

dungsgeſetzes in der Faſſung vom 10 . März 1927 ,

der die Stellenzulagen feſtſetzt , zu ſtreichen . Er hält

die Stellenzulagen für unberechtigt und die von der

Gruppe des Volkskirchenbundes empfohlene Beſol

dungsordnung für weit beſſer .

Der Antrag iſt mit 12 gegen 1 Stimme abgelehnt

und die Ziff . 7 des Entwurfs ( neu Ziff . 8 ) , die im

übrigen nur redaktionelle , aus der Sache ſelbſt ſich

ergebende Anderungen enthält , unverändert ange —

nommen worden . Der Ausſchuß erſucht die Synode ,

ſich ſeiner Entſcheidung anzuſchließen .

Ziff . 8 gegen 7 Stimmen bei 1

angenommen .

Enthaltung

Berichterſtatter Abgeordneter Dittes : Die Art . 2

und 3 befaſſen ſich mit dem Geſetz über die Zuruhe

ſetzung und die Ruheſtandsbezüge ſowie dem Geſetz

über die Hinterbliebenenverſorgung der evang . - prot

Geiſtlichen . Sie enthalten keine materiellen Vor⸗

ſchriften ; an der grundſätzlichen Regelung der Ruhe⸗

ſtands⸗ und Hinterbliebenenbezüge ändert ſich nichts ;

ſie paſſen vielmehr nur die genannten Geſetze den

ſich aus der Anderung des Geſetzes über die Bezüge

der Geiſtlichen ergebenden notwendigen Anderungen

an und laſſen die Ruhegehaltsempfänger und Hinter

Sitzung

bliebenenverſorgungsberechtigten an der nach dem

Pfarrbeſoldungsgeſetz gewährten Erhöhung entſpre

chenden Anteil nehmen , eine Maßnahme , deren Not

wendigkeit und Berechtigung im Ausſchuß keiner

Erörterung bedurfte

der Ausſchuß erſucht die Synode , die Art . 2

und ſowie auch den Art . 4, der den Zeitpunkt

des Inkrafttretens dieſes Geſetzes und die Anrech

nung der Vorſchüſſe regelt , unverändert anzunehmen

Bei der nun folgenden Abſtimmung werden die

Artikel 2, 3 und 4 des Geſetzentwurfs einzeln mit

allen gegen 7 Stimmen angenommen , das Geſetz

im ganzen und die überſchrift gegen 7 Stimmen

bei 5 Enthaltungen

Die zweite Leſi de ſetzentwurfs wird für

ſpäter vorbehalten

Bericht des Verfaſſungsausſchuſſes über den Ent

wurf eines Geſetzes , die Errichtung eines kirchlichen

Verwaltungsgerichts betr .

Berichterſtatter Abgeordneter Fitzer :

Hohe Synode ! Nachdem ſchon außerhalb der

Landesſynode der Wunſch nach Schaffung eines

Verwaltungsgerichtes ausgeſprochen wor

Frühjahr

kirchlichen

den hat der Verfaſſungsausſchuß im

1927

war ,

bei der dortigen Tagung dieſe Anregung auf

genommen und die Vorlage eines entſprechenden
Geſetzentwurfes verlangt . Ein noch zu anderen

Zwecken eingeſetzter Verfaſſungsſonderausſchuß , der

auch während der Vertagung der Landesſynode ſich

zu betätigen hatte , befaßte ſich mit der Feſtlegung

der maßgebenden Richtlini auf

Grund deren die rch den Ober

kirchenrat den vorliegenden Geſetzentwurf aus

und ihn nunmehr der Landesſynode ,

für das Geſetz en ,

Kirchenregierung du

arbeiten ließ

zur Annahme vorgelegt hat .

Der Zweck der Schaffung eines kirchlichen Ver

waltungsgerichtshofes beſteht nun darin , ein unab

hängiges , nur dem Geſetze unterworfenes kirchliches

Gericht zu ſchaffen , dem auf Anrufen die Nach⸗

prüfung zukommt , ob in dem oder jenem Falle ein

Recht verletzt wurde oder die Grenzen desſelben

überſchritten worden ſind . Wenn wir von der Ein⸗



nt

Hhen

Ver

nab

iches

tach

richtung des kirchlichen Dienſtgerichtes , deſſen Tätig

keit auf ein beſtimmtes Gebiet beſchränkt iſt , abſehen

ſo ſtand den an der kirchlichen Rechtsordnung Be

teiligten nur die Beſchwerde im Verwaltungswege

offen , falls die Entſcheidung überhaupt anfechtbar

war . Dieſe faſt ausſchließliche Verweiſung an die

Verwaltungsſtellen wird von den Betroffenen als

ein Mangel empfunden , weil ſie ob mit Recht

oder Unrecht , ſoll dahingeſtellt bleiben die Emp⸗

findung haben , daß die Verwaltungsbehörde ſich

nicht nur von ſachlichen , ſondern auch oder nur

von Zweckmäßigkeitsgründen leiten läßt , welche die

ſcharfe Anwendung des Geſetzes in den Hintergrund

treten laſſen oder von kirchenpolitiſchen Geſichts

punkten beeinflußt werden . Die Kirchenleitung

andererſeits befindet ſich oft in einer Lage , in

welcher ſie ſelbſt durch die Möglichkeit einer Ent

ſcheidung ſeitens einer unabhängigen Stelle gedeckt

ſein möchte , zumal ihre Mitglieder in manchen

Fällen ſowohl bei der angefochtenen Entſcheidung

wie bei der Beſchwerdeſtelle mitzuwirken haben , ſie

alſo gewiſſermaßen Richter in eigener Sache ſein

ſollen . Wie bei den ſtaatlichen Verwaltungen für

entſprechende weltliche Zwecke ſolche Verwaltungs —

gerichte , Staatsgerichtshöfe oder ähnliche Einrich —

tungen beſtehen , haben auch ſchon einige evang .

ideskirchen Deutſchlands ſolche Verwaltungs⸗

aus der gedruckten Begerichte geſchaffen , wie

gründung zum Geſetzentwur
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kirchlichen Verwaltungsgerichts beſtehen nun w

niger darin , wie das Verfahren zu geſtalten iſt

ſondern feſtzulegen , welche Gegenſtände vor ein

ſolches Gericht gebracht werden ſollen , alſo ſeine

Zuſtändigkeit zu umgrenzen . Da iſt von vornherein

daran feſtzuhalten , daß dieſe kirchlichen Verwal —

tungsgerichte nur dazu da ſind nachzuprüfen , ob

Verletzungen oder Überſchreitungen von Rechts —

normen vorliegen , daß es aber nicht ihre Aufgabe

iſt zu unterſuchen , ob in der Feſtſtellung tatſächlicher

Verhältniſſe gefehlt wurde oder das freie Ermeſſen

der kirchlichen Verwaltungsſtelle richtig gewaltet hat .

Natürlich aber hat das kirchliche Verwaltungsgericht

darüber zu entſcheiden , ob ſich die Behörde in den

Sitzung

Grenzen des ihr geſetzlich zukommenden Ermeſſens

gehalten hat . Denn ein Ermeſſen kann nur da vor

kommen , wo ein ſolches überhaupt zugelaſſen iſt , ſo

daß jede Ermeſſensanmaßung oder Ermeſſensüber⸗

ſchreitung eine Rechtsverletzung darſtellt , deren Nach

prüfung dem kirchlichen Verwaltungsgericht obliegt .

Ein Mitglied des Verfaſſungsausſchuſſes wollte

dem kirchlichen Verwaltungsgericht eine grundſätz

lich andere Stellung zuweiſen , indem es mehr eine

nur begutachtende Tätigkeit ausüben und letzten

Endes gegen den Spruch des Gerichtes die Be

ſchwerde hierüber an die Landesſynode zugelaſſen

werden ſollte . Dieſer Auffaſſung vermochten die

anderen Mitglieder des Verfaſſungsausſchuſſes nicht

zu folgen , weil es nicht angängig iſt , gerichtliche

Entſcheidungen durch Verwaltungsorgane auf ihre

Richtigkeit nachzuprüfen und unter Umſtänden auf

heben zu laſſen , vielmehr der Zweck der Schaffung

des Gerichtes gerade in der umgekehrten Richtung

ſich bewegt .

Nach dieſen allgemeinen Ausführungen komme

ich nun zu den Einzelheiten des Geſetzes , das na

türlich nur erlaſſen werden kann , wenn dazu eine

verfaſſungsmäßige Grundlage vorhanden iſt . Bis⸗

her hatten wir eine ſolche nicht , ſo daß in die

Kirchenverfaſſung eine neue Beſtimmung eingefügt

werden muß , welche dieſe Ermächtigung erteilt . Es

iſt dies die in Art . 1 des Entwurfes als neuer

§ 137 a der Kirchenverfaſſung angeführte Vorſchrift .

dieſes neuen ParaDer Abſatz 1 des Entwur

hen lautet

Die Entſcheidungen kirchlicher Behörden und

alle Wahlen mit Ausnahme der Wahl zur Landes⸗

ſynode können von den Beteiligten und dem Ober⸗

kirchenrat durch Klage vor dem kirchlichen Ver —

waltungsgericht angefochten werden , wenn die

Klage auf Verletzung einer Rechtsvorſchrift ge —

ſtützt wird

Wie ſich nun aus der Faſſung des §S 137 àa KV

eindeutig ergibt , unterliegen einmal nur die Ent⸗

ſcheidungen kirchlicher Behörden der Anfechtung ,

wodurch klargeſtellt iſt , daß die Entſchlüſſe der

Synoden oder anderer kirchlicher Organe , die nicht

Behörden ſind , mit der verwaltungsgerichtlichen



Klage nicht angefochten werden können . Sodann iſt

zum Ausdruck gebracht , daß die Wahlen zurLandes

ſynode der Nachprüfung des Gerichtes entzogen ſind ,

weil die Schaffung einer Inſtanz über die eigener

Angelegenheiten der Landesſynode aus den

Gründen abzulehnen iſt , aus denen der Reichstag

und die ſonſtigen Parlamente ſich dieſes Prüfungs

recht vorbehalten haben

In dem vorgeſchlagenen 8S 137 à KV

weiter vorgeſchrieben , daß die erwähnten Entſchei

dungen und Wahlen mit der verwaltungsgerichtlichen

Klage nur angefochten werden können , wenn ſie auf

die Verletzung einer Rechtsvorſchrift geſtützt wird

gleichen

iſt nun

f

Es lehnt ſich in dieſer Richtung der Entwurf an

die Vorſchriften über die Reviſion in den ſtaatlichen

Geſetzen an . Der Kläger muß alſo behaupten , daß

irgendein Geſetz nicht oder nicht richtig angewendet

iſt , während er ſeine Klage nicht damit begründen

kann , daß tatſächliche Verhältniſſe unrichtig feſt

geſtellt ſind .
Ein Mitglied des Ausſchuſſes hielt die Faſſung ,

daß die Klage nur auf eine Rechtsverletzung ge

gründet werden könne , für etwas zu eng , weil man

Zweifel haben könne , ob darunter auch Rechts

anmaßungen begriffen ſind

handle , in denen die Behörde ein Recht für ſich in

Anſpruch nimmt , das ihr gar nicht zuſtehe , ohne daß

darin gerade ein Verſtoß gegen ein Geſetz liegt . Daß

ſolche Fälle vorkommen können , geht aus dem 8 4

Abſ . 2 des badiſchen Verwaltungsrechtspflegegeſetzes

hervor , welcher die Klageberechtigung nicht nur bei

einer Rechtsverletzung , ſondern auch dann anerkennt

wenn der Behörde die Berechtigung zum Erlaß

Entſcheidung überhaupt nicht zu
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zu beheben , wurde in

es ſich alſo um Fälle

der angefochtenen

kommt . Um ſ.

Abſ . 1 des vorgeſchlagenen § 137

laut des erwähnten Geſetzes beigefügt , ſo

nunmehr folgende Faſſung hat :

„ Die Entſcheidungen kirchlicher Behörden und

alle Wahlen mit Ausnahme der Wahl zur Landes

ſynode können von den Beteiligten und dem Ober

kirchenrat durch Klage vor dem kirchlichen Ver

waltungsgericht angefochten wenn die

＋ 3
Klage auf Verletzung einer

aàa KW der Wort

werden ,
1Rechtsvorſchrift oder

itzung

darauf geſtützt wird , daß die obwaltenden tatſ

RohördeBehordeiſſe die Berechtigung derlichen Verl

zu der angefochtenen Entſcheidung ausſchließen . “

Das iſt die erſte Abänderung , die vorgeſchlagen

iſt , und es wird ſich vielleicht jetzt empfehlen , daß

ung und über die allgemeinen

ie Ausſprache eröffnet wird ,

Paragraphen zur

über dieſe erſte Abänd

Geſetzes

im einzelnen die

Fragen

worauf dann

Ausſprache zu bringen wären

Zur Ausſprache im allgemeinen erhält das Wort

Wir haben die Zuſtändig

richtes deswegen im Aus
Abgeordneter Eckert :

keit dieſes Verwaltungs

ſchuß angegriffen , weil es

würde , wenn wir für unſer

einen Expertenausſchuß hätten , ges

ſcheidungen es eine Berufungsmöglichkeit an die

Synode gäbe . ja doch wohl nicht ,

wie es nach den Ausführungen des Herrn Bericht

erſtatters den Anſchein haben könnte , eine Verwal

tungsinſtanz , ſie iſt vielmehr nach unſerer beſteher

den Verfaſſung die oberſte kirchliche Inſtanz , die alle

Angelegenheiten der Kirche

Wir ſehen in dieſem neu zu ſchaffenden Gericht eine

Gefahr , weil es Urteilsſpruch keine

Berufungsmöglichkeit gibt , auch dann nicht , we

die Mehrheit der Synode die Anſicht haben ſollte

daß das Gericht ein ſchiefes Urteil gefällt habe

Wenn der ſogenannte „objektive Urteilsſpruch “ des

Verwaltungsgerichts bei einer erneuten Betrachtung

des Falles revidiert werden ſollte , dann wäre das

unmöglich nach dem Entwurf meinten des

wegen , dieſer Gefahr zu wenn wir einen

uns genügend erſcheinen

Verhältniſſe

en deſſen Ent

EAIRkirchlichen

Die Synode iſt

überwacht und rege

gegen ſeinen

Wir

begegnen ,

unbeſtritten aus

Juriſten beſtehen kann , gegen deſſen Urteile es aber

eine Berufungsmöglichkeit an die Synode gibt . Wir

glauben auch , wir ſollten nicht ſo ſehr auf das

KA
Beiſpiel des Staates abheben . Die Kirche kann ſich

mit
D keiner

Sſchuß einrichteten ,

dem Staat auch in dieſen Dingen in

Weiſe vergleichen , die Kirche iſt eine Körperſchaft

des öffentlichen Rechts und ihre Verfaſſung , ihre

Geſetze und Verordnungen können in keiner Weiſe

mit den manchmal ſehr verzwickten und ſubtilen

Formulierungen der ſtaatlichen Geſetze und ihren
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Sechſte

Auslegungsmöglichkeiten verglichen werden . Wir

glauben auch aus dieſem Grund , es würde genügen ,

wenn wir einen ſolchen Expertenausſchuß hätten .

Wir möchten dringend davor warnen , die Gefahr

zu unterſchätzen , die ſich aus der Annahme dieſes

Geſetzes ergeben könnte . Da wir aber von uns aus

nicht ſtark genug ſind , um einen neuen Antrag zu

ſtützen und durchzuſetzen , nach unſerer Meinung aber

irgendwie der Not abgeholfen werden muß , darum

werden wir uns , wenn unſer Einſpruch nicht von

einer anderen Gruppe als berechtigt unterſtützt wird ,

bei der Abſtimmung über das Geſetz der Stimme

enthalten

Sonſt meldet ſich niemand zum Wort .

Der vom Verfaſſungsausſchuß vorgeſchlagene

Zuſatz zu Art . 1 Abſ . 1 wird mit allen Stimmen

bei 8 Enthaltungen gutgeheißen .

Berichterſtatter Abgeordneter Fitzer : In Abſ .2
des vorgeſchlagenen § 137 à KV iſt vorgeſehen ,

daß die Zuſtändigkeit des kirchlichen Verwaltungs —

gerichtes ausgeſchloſſen iſt , wenn für die gleiche

Angelegenheit ſtaatliche Gerichte angegangen werden

können . Um einen Kompetenzkonflikt zu vermeiden ,

mußte dieſe Beſtimmung getroffen werden , weil nicht

zwei verſchiedene Gerichte über dieſelbe Sache be⸗

finden und entgegengeſetzte Entſcheidungen fällen

können . Eine andere Frage iſt die , wie die Ver⸗

hältniſſe gegenüber dem kirchlichen Dienſtgericht

liegen . Hier hat ſich der Verfaſſungsausſchuß nach

einer entſprechenden Anfrage auf den Standpunkt

geſtellt , daß es dem Betroffenen überlaſſen bleibt ,

ob er das Dienſt⸗ oder Verwaltungsgericht oder

beide Gerichte anrufen will . Das Angehen des

Dienſtgerichtes hat aber , worauf hinzuweiſen iſt , den

Vorzug , daß von ihm auch die tatſächliche Seite des

Falles nachgeprüft und feſtgeſtellt werden kann , ob

die Tatvorgänge einer richtigen Würdigung unter⸗

zogen wurden , ohne daß dabei ein geſetzlicher Ver⸗

ſtoß unterlaufen zu ſein braucht . — Das iſt die

Bemerkung zu Abſ . 2; da iſt kein Zuſatz zu machen .

Die nähere Ausgeſtaltung des kirchlichen Ver⸗

waltungsgerichtshofes und des bei ihm einzuführen —

Sitzung

den Verfahrens iſt einem beſonderen Geſetze vor

behalten , das in Art .2 der Vorlage enthalten iſt .

Nun müßte über Art . 1 beſonders abgeſtimmt

werden , weil er eine Verfaſſungsänderung enthält

und deshalb einer Zweidrittelmehrheit bedarf , wäh⸗

rend Art . 2 ein gewöhnliches Geſetz iſt und deshalb

die einfache Mehrheit genügt .

Artikel 1 angenommen bei 8 Enthaltungen

Berichterſtatter Abgeordneter Fitzer : Was nun

dieſes Ausführungsgeſetz ſelbſt anlangt , ſo regelt

deſſen §S 1 die Zuſammenſetzung des Gerichtshofes

und die Ernennung ſeiner Mitglieder . Er ſoll aus

vier zum Richteramt befähigten Perſonen , unter

denen ſich der Vorſitzende befindet , und einem

Pfarrer unſerer Landeskirche ſich zuſammenſetzen .

Es wird wohl richtig ſein , daß man dazu in der

Hauptſache Berufsjuriſten nimmt , aber auch einen

Pfarrer als kirchlichen Sachverſtändigen und ge —

wiſſermaßen als Laienrichter hineinſetzt .

Es ſind nun Zweifel darüber entſtanden , auf

welche Zeit die Amtsdauer dieſer Gerichtsmitglieder

feſtgeſetzt werden ſolle . Nach dem Vorſchlage von

der einen Seite ſollten ſie von jeder Landesſynode

neu ernannt werden . Andere wollten die Beſchrän

kung auf ein gewiſſes Lebens⸗ oder Dienſtalter . Die

Vorlage hatte eine unbeſtimmte Zeit vorgeſehen . Bei

der Entſcheidung über dieſe Frage ging man von

der Erwägung aus , daß dieſe Richter durchaus

unabhängig und unabſetzbar zu ſtellen ſeien , um auf

dieſe Weiſe jede Beeinfluſſung ihrer Tätigkeit aus

zuſchalten . Auch wünſchte man eine Stetigkeit in

der Rechtſprechung , die nur durch eine längere

Vertrautheit mit den kirchlichen Geſetzen und Ord

nungen erlangt werden kann . Man ſetzte deshalb

die Amtsdauer auf die Lebenszeit des Ernannten

feſt , woraus bei Krankheit oder ſonſtigen dauernden

Verhinderungsgründen keine Weiterungen entſtehen

dürften , weil die Mitglieder dieſes kirchliche Richter⸗

amt jederzeit niederlegen können . In 8 1 dieſes

Art . 2 ſind deshalb die Worte „ unbeſtimmte Zeit “

geſtrichen und an deren Stelle „ Lebenszeit “ geſetzt

worden .
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In dem Entwurfe iſt vergeſſen worden , eine Be⸗

ſtimmung über die Ernennung von Stellvertretern ,

ſowohl für den Vorſitzenden wie für die ſonſtigen

Mitglieder des Gerichtshofes , zu treffen . Dem

letzten Satze in §S 1 iſt deshalb der Zuſatz gegeben

worden : „ welche auch den Stellvertreter des Vor

ſitzenden , ſowie als Stellvertreter der Beiſitzer zwei

weltliche Mitglieder und einen Pfarrer ernennt “ .

So wird nun der Schlußſatz zu lauten haben .

Art . 2 § 1 wird mit den vom Verfaſſungsaus

ſchuß vorgeſchlagenen Zuſätzen bei 8 Enthaltungen

angenommen .

Berichterſtatter Abgeordneter Fitzer : Der Abſ . 1
des § 2 legt feſt , was die Klage zu enthalten hat ,

und zwar iſt das eine Mußvorſchrift . Sind alſo

dieſe Beſtimmungen nicht beachtet , dann muß die

Klage abgewieſen werden , und zwar aus formalen

Gründen , ohne daß überhaupt die gewünſchte ſach

liche Rechtsnachprüfung erfolgen kann . Mit Rückſicht

darauf , daß ein Anwaltszwang für dieſes Verfahren

nicht eingeführt iſt , wurde angeregt , dieſe Mußvor⸗

ſchrift in eine Sollvorſchrift umzuwandeln , weil

leicht Unvollkommenheiten in der Klageſchrift vor⸗

kommen könnten , die dann ſchwere Rechtsfolgen nach

ſich ziehen , was bei einer Sollvorſchrift nicht möglich

wäre . Man hat aber auf den Abſ . 2 dieſes Para⸗

graphen hingewieſen , wonach Mängel innerhalb der

dort geſetzten Friſten behoben werden können , indem

man davon ausgeht , daß die Stelle , bei welcher die

Klage eingeht , ſofort die Klageſchrift auf ihre Voll⸗

ſtändigkeit prüft und den Einreicher zur Ergänzung

auffordert . Die Faſſung der Vorlage wurde deshalb

beibehalten ; nur hat man in Ziffer e das Wort

„vollſtändig “ geſtrichen , damit nicht eine etwas man⸗

gelhafte Sachdarſtellung dem Beſchwerdeführer von

vornherein zum Fallſtricke wird . — Das wäre zu

Abſ . 1 von § 2.

Man hat auch bei Abſ . 2 des S 2 erwogen , ob

die dort geſetzten Friſten für die Beſchwerdeführer

genügen , es aber bei dem Entwurfe belaſſen , weil

die Erledigung der in Frage ſtehenden Entſcheidun⸗

gen und Wahlen ein Hinausſchieben nicht zuläßt .

Sitzung

Da es keinen Sinn hätte , ein Urteil des kirch

lichen Verwaltungsgerichtes herbeizuführen , wenn in

der Zwiſchenzeit ſeit dem Erlaſſe der angefochtenen

Entſcheidung oder der Wahl die Durchführung dieſer

wurde als neuer Abſ . 3 zu 2 hinzugefügt :

„ Durch die Erhebung der Klage wird die

Durchführung der angefochtenen Entſcheidung bis

zum Erlaß des Urteils gehemmt . “

Art . 2 §S 2 mit den vorgeſchlagenen Anderungen

wird ohne Wortmeldung mit allen Stimmen bei

8 Enthaltungen angenommen .

2
Berichterſtatter Abgeordneter Fitzer : Der § 3

enthält Vorſchriften über die Form der Einreichung

der Klage . Dazu hat die Kommiſſion keine Ab

änderungsanträge geſtellt , und es hat dieſer Para

graph zu weiteren Erörterungen nicht geführt

2
Angenommen bei 8 Enthaltungen .

Berichterſtatter Abgeordneter Fitzer : Der § 4

befaßt ſich mit dem Ermittelungsverfahren . Während

bei der Reviſion im ſtaatlichen Rechte das Ober

gericht ſich mit den tatſächlichen Feſtſtellungen zu

begnügen hat , können in dieſem Verfahren not —

wendige Erhebungen darüber angeſtellt werden , ob

eine Rechtsverletzung vorliegt . Es iſt aber immer

daran feſtzuhalten , daß dieſe Feſtſtellungen nur dem

Zwecke dienen dürfen nachzuprüfen , ob ein Verſtoß

gegen ein Geſetz vorgekommen iſt .

In dem Satz 2 des Abſ . 1 iſt beſtimmt , daß

ſämtliche kirchlichen Behörden verpflichtet ſind , dem

Erſuchen des Vorſitzenden um Rechtshilfe nachzu⸗

kommen . Hier könnte man die Frage aufwerfen , ob

es nicht auch notwendig iſt , ſtaatliche Behörden um

die Rechtshilfe anzugehen . Ich bin aber nach den

Erfahrungen bei dem Dienſtgericht der Auffaſſung ,

daß eine derartige Notwendigkeit zunächſt nicht be⸗

ſteht . Sollte ſich ſpäter einmal ergeben , daß unſere

kirchlichen Organe nicht ausreichen , dieſe Rechtshilfe

durchzuführen , ſo würde man daran denken müſſen ,

mit dem Staate eine Vereinbarung zu treffen , daß

er die Hilfe der Gerichte oder anderer Behörden

zur Verfügung ſtellt .
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In dem Abſ . 2 iſt dann noch beſtimmt , wie die

Klageſchrift dem Beklagten und dem Oberkirchenrat

zuzuſtellen iſt .

§ 4 angenommen bei 8 Enthaltungen .

Berichterſtatter Abgeordneter Fitzer : Der 8S 5

beſagt , was nach Abſchluß des Ermittelungsver⸗
fahrens zu geſchehen hat . Es muß nämlich nach
dem Abſchluß das Ergebnis beiden Parteien zur

Erklärung binnen einer beſtimmten Friſt mitgeteilt
werden . — Auch dazu iſt nichts weiter zu ſagen .

Auf Vorſchlag des Vizepräſidenten wird zur

Vereinfachung vereinbart , die Abſtimmungen über

die Paragraphen 5ff . zuſammenzunehmen ; etwaige

Wortmeldungen zu den einzelnen Paragraphen ſoll⸗
ten an der entſprechenden Stelle des Berichts des

Berichterſtatters erfolgen

Berichterſtatter Abgeordneter Fitzer : Der § 6

ſtatuiert für die Parteien und den Oberkirchenrat
das Recht , weitere Beweisanträge zu ſtellen , obwohl
das Ermittelungsverfahren abgeſchloſſen iſt . Die

Entſcheidung darüber , ob dieſen Anträgen ſtatt⸗

gegeben werden ſoll , ſteht dem Vorſitzenden des

Gerichtshofes zu .

Der §8 7 ordnet die Verhandlung entſcheidungs⸗
reifer Sachen , und hier iſt zu unterſcheiden zwiſchen
zwei verſchiedenen Verfahren : einmal kann das

Verfahren durchgeführt werden ohne mündliche Ver⸗

handlung und zweitens kann auf Antrag oder von

Amts wegen das Verfahren durch mündliche Ver

handlung erledigt werden . Ohne mündliche Ver⸗

handlung kann das Verfahren dann nicht durch

geführt werden , wenn eine der Parteien dieſem
Verfahren widerſpricht oder der Oberkirchenrat eine

mündliche Verhandlung beantragt . Es ſind alſo
immer genügend Kautelen dafür geſchaffen , daß der

Beſchwerdeführer das Recht hat , ſein Anliegen

mündlich vor dem Gericht vorzutragen .
Der § 8 ſpricht ſich aus über die mündliche

Verhandlung und über das Verfahren , über die

Ladung von Zeugen und Sachverſtändigen und

beſtimmt eine Ladungsfriſt von zwei Wochen ; das

entſpricht im großen und ganzen dem Verfahren ,
wie es auch bei anderen Gerichten üblich iſt .

Sitzung. 31

§S9 ſieht vor , daß die Parteien unmittelbar

Zeugen und Sachverſtändige laden können , wenn

das Gericht beſtimmte Zeugen und Sachverſtändige

abgelehnt hat : auch ein Verfahren , das den ſon⸗

ſtigen , weltlichen Verfahrensvorſchriften entſpricht .

In § 10 ſind Vorſchriften darüber getroffen ,
was zu geſchehen hat , wenn ein Teil oder beide

Teile in der mündlichen Verhandlung ausbleiben .

Hier iſt darauf hinzuweiſen , daß im Zivilprozeß
eine Beſtimmung dahin beſteht , daß , wenn eine

Partei nicht erſcheint , unter gewiſſen Vorausſetzun⸗

gen die Klage abgewieſen werden kann oder der

Beklagte zu verurteilen iſt . Dieſes Verfahren iſt hier

ſelbſtverſtändlich nicht übernommen worden ; es ſteht

vielmehr zunächſt , wenn eine Partei oder beide Par
teien ausbleiben , im Ermeſſen des Gerichts , ob es

verhandeln und entſcheiden will oder nicht . Das

Gericht kann alſo , wenn die Parteien vor ihm nicht

erſcheinen , das Verfahren beruhen laſſen . Wenn

aber eine Partei erſchienen und die andere aus⸗

geblieben iſt und die erſchienene Partei die Ent⸗

ſcheidung beantragt , dann muß das Gericht über die

Sache verhandeln und entſcheiden .

In S 11 iſt der Grundſatz der ſogenannten

Unterſuchungsmaxime feſtgelegt , d. h. das Gericht iſt

in der Erhebung der Beweiſe und der Aufklärung
der Sache nicht an die Anträge der Parteien und

des Oberkirchenrats gebunden , ſondern es hat von

Amts wegen Aufklärungen herbeizuführen , die zur

Klärung der Sache notwendig ſind .

In § 12 iſt vorgeſehen , daß , wenn eine münd⸗

liche Verhandlung nicht ſtattfindet , auch eine ſchrift⸗

liche Abſtimmung erfolgen kann . Damit ſollen die

ganz einfachen Fälle getroffen werden . Um zu ver⸗

meiden , daß wegen einer Kleinigkeit die Mitglieder

hier in Karlsruhe zuſammenkommen müſſen , kann

unter Umſtänden eine ſchriftliche Abſtimmung er⸗

folgen . Widerſpricht aber auch nur ein Mitglied

dieſem Verfahren , dann muß mündlich verhandelt
werden . Alſo auch hier für die Parteien und für die

Richter alle Sicherungen , daß in weitgehendſtem

Maße die Intereſſen der Parteien und des Ober⸗

kirchenrats gewahrt werden .



Die § 8 5 bis 12 werden ohne Wortmeldung mit

allen Stimmen bei 8 Enthaltungen angenommen .

Berichterſtatter Abgeordneter Fitzer ( fortfahrend ) :

Der S 13 befaßt ſich mit dem Inhalt des Urteils

und ſetzt feſt , was in dem Urteil enthalten ſein muß .

Hier iſt nun unter Ziff . e ein Schreibverſehen unter⸗

laufen ; es muß dort nämlich ſtatt „ den Tatbeſtand

der Gründe “ heißen : „ den Tatbeſtand und die

Gründe “ . — Sonſt iſt zu dieſem Paragraphen auch

nichts zu ſagen . Er entſpricht auch den einſchlägigen

Beſtimmungen ähnlicher Geſetze .

§S 13 wird mit der Anderung des Textes bei

8 Enthaltungen angenommen .

Berichterſtatter Abgeordneter Fitzer : Der 8 14

beſtimmt , daß die Entſcheidungen dieſes Verwal⸗

tungsgerichts unanfechtbar ſind und ſie Rechtskraft

genießen gegenüber den kirchlichen Behörden und

den kirchlichen Wahlkörpern . Natürlich können dieſe

Entſcheidungen keine zwingende Kraft haben gegen —

über den ſtaatlichen Behörden und den ſtaatlichen

Einrichtungen .

§ 15 läßt es zu , daß ſich die Parteien durch

einen zum Richteramt Befähigten vertreten laſſen .

In §S 1é6 iſt feſtgeſetzt , daß im allgemeinen die

unterliegende Partei die Koſten zu tragen hat , aber

auch die Möglichkeit zugelaſſen , daß trotz des Unter⸗

liegens die Koſten anderweitig verteilt werden . Da⸗

mit ſind wohl die Fälle gemeint , in denen eine prin⸗

zipielle Entſcheidung getroffen werden muß und man

demjenigen , der allein dieſe Entſcheidung herbeiführt ,

nicht gerade zumuten kann , ſeine Koſten zu tragen ,

oder ſonſtige Zweckmäßigkeitsgründe nach Sachlage

dafür ſprechen , trotz des Unterliegens der Partei die

Koſten anderweitig zu verteilen .

§ 17 beſagt , daß , ſoweit die Beſtimmungen des

Entwurfs nicht entgegenſtehen , auf das Verfahren

die Beſtimmungen der Zivilprozeßordnung ſinn⸗

gemäß Anwendung finden . In dieſem Geſetz ſind

natürlich nur ganz wenige Paragraphen enthalten ,

während für das gerichtliche Verfahren ſonſt eine

ſehr große Anzahl von Vorſchriften gegeben iſt .

Man wollte nicht alle dieſe Vorſchriften in dieſes

Sechſte Sitzung .

Geſetz hineinarbeiten und hat darum , wie es ſonſt

auch üblich iſt , einfach geſagt , daß die Beſtimmungen

des anderen Geſetzes , der Zivilprozeßordnung , An⸗

wendung finden , ſoweit ſie nicht dieſem Geſetz ent —

gegenſtehen .
Der 8 18 enthält die Ermächtigung für den

Oberkirchenrat , Vollzugsbeſtimmungen zu dieſem

Geſetz zu treffen .

§ 8 14 bis 18 werden einſtimmig bei 8 Ent

haltungen angenommen , ebenſo darnach das ganze

Geſetz mit ſeiner überſchrift .

Auf eine zweite Leſung wird verzichtet .

Bericht des Verfaſſungsausſchuſſes über den Ent⸗

wurf eines kirchlichen Geſetzes , die Vereinigung der

Kirchengemeinde Karlsruhe und der Kirchengemeinde

Karlsruhe⸗Mühlburg betr .

Berichterſtatter Abgeordneter Ernſt Schulz :

Hohe Synode ! Mit dem Ihnen vorgelegten Ent

wurf eines kirchlichen Geſetzes , die Vereinigung der

Kirchengemeinde Karlsruhe mit der Kirchengemeinde

Karlsruhe - Mühlburg betr . , kommen jahrzehntelange ,

langwierige und ſchwierige Verhandlungen , wie ich

gerne annehmen möchte , zu einem guten und beide

Teile befriedigenden Abſchluß .

Mühlburg , in ſeinen erſten Anfängen in die

letzte Hälfte des 17 . Jahrhunderts , und Karlsruhe ,

in ſeinen erſten Anfängen in die erſte Hälfte des

18 . Jahrhunderts zurückgehend , ſind wohl die beiden

jüngſten Zähringer Städtegründungen . Mühlburg

hat mit ſeiner kleinhandwerkerlichen und kleinbäuer⸗

lichen Bevölkerung faſt 200 Jahre lang das typiſche

Gepräge eines Hardtdorfes beibehalten , während

Karlsruhe ſich ſehr raſch zur Reſidenzſtadt und ſpäter

zur Weinbrennerſtadt entwickelt hat . Zwiſchen beiden

Städten lag drinnen ein Stück Hardtwald , durch den

eine ſchlechte Verkehrsſtraße führte , deren Fährlich⸗

keiten man noch vor 50 Jahren bei ſchlechtem Wetter

durch den Stellwagenverkehr mit einem Silber⸗

groſchen begegnen konnte . Erſt mit dem ungeheueren

Aufſchwung , den die Induſtrie in der letzten Hälfte

des vergangenen Jahrhunderts nahm , haben ſich
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die Verhältniſſe beider Städte weſentlich geändert .

Karlsruhe dehnte ſich mächtig aus , vor allem gegen

den Weſten , und tangierte dadurch die Gemarkung

Mühlburg . Außerdem tauchte der Plan auf , Karls

ruhe zur Hafenſtadt zu machen , und das konnte nicht

gut ohne Mühlburg durchgeführt werden . So kam

es , daß bereits im Jahre 1886 beide Gemeinden

politiſch vereinigt wurden . Zu einer kirchlichen Ver⸗

einigung lag damals kein Grund vor . Aber nun

ſetzte eine große Bautätigkeit ein auf dem

Karlsruher und auf dem Mühlburger Gebiet .

Beide Städte wuchſen langſam zueinander , große

Induſtrieanlagen wurden draußen am Rheinhafen

gegründet und dadurch hat die Mühlburger Be⸗

völkerung ſich mit einem Male in raſchem Tempo

vermehrt , in drei Jahrzehnten ſich verdoppelt , ja

verdreifacht .

Nun kam zum erſtenmal bei den Mühlburgern

der Gedanke an eine Eingemeindung . 1901 zeigte

es ſich , daß die alte kleine Mühlburger Kirche , die

weſentlich durch die Hilfe Karl Friedrichs gebaut

worden war , durchaus nicht mehr ausreichte , und

jetzt , wo ein Kirchenumbau oder - Neubau oder

Erweiterungsbau — je nachdem — nötig wurde ,

ſah man ſich von Mühlburg nach dem größeren

Bruder in Karlsruhe um und machte eine verlan —

gende Geſte , die aber dort nicht verſtanden wurde ;

nan zeigte in Karlsruhe die kalte Schulter . In⸗

zwiſchen merkten aber dann die Mühlburger , daß ſie

nicht nur einen Bevölkerungszuwachs langſam er

fahren hatten , ſondern daß ſich mit dem Aufſchwung

Mühlburgs vor allem auch ſehr ſtarke neue kirchliche

Steuerquellen erſchloſſen hatten . Da ſagten ſie : bei

uns liegt nun ein Bedürfnis nicht mehr vor . Man

kann ſagen , daß Mühlburg mit aller Energie an die

Erfüllung wichtiger kirchengemeindlicher Aufgaben ,
die die neue Zeit ſtellte , herangegangen iſt . E8

wurde die Karl - Friedrich - Gedächtniskirche umgebaut ,

ſehr ſtark erweitert ; die Gemeinde hat im Laufe von
wenigen Jahren drei Gemeindehäuſer erworben , ſie
hat die Diaſporaorte Grünwinkel und Daxlanden ,

die ihr zugeteilt waren , langſam in Nebengemeinden

umgewandelt mit eigenen Gottesdienſtſtätten und hat

in Mühlburg ſelber ein Gemeindehaus erworben mit
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einem Saal , der für 800 Perſonen und für alle mög

lichen Einrichtungen und Bedürfniſſe der Kirchen⸗

gemeinde genügend Raum bietet .

Bei Karlsruhe zeigte ſich nun 1919 wiederum

ein Bedürfnis nach Eingemeindung . Es waren dort

ſeit Erbauung der Chriſtuskirche im Weſten zwei

Pfarreien entſtanden ; die weſtlichſte , die Markus⸗

pfarrei , hat zu ihren kirchlichen Veranſtaltungen ſehr

ſtarken Zugang aus dem Mühlburger Viertel , das

man das Millionenviertel nennt und deſſen Be⸗

wohner ſich durchaus nicht als Einwohner der

Vorſtadt Mühlburg fühlen wollen , ſondern ſich

immer zu Karlsruhe zählen . Dieſen reichen Stadt⸗

teil möchte man gerne eingemeinden . Das hieß aber

ſo viel wie : den Mühlburgern die Roſinen aus dem

Kuchen nehmen , und die Mühlburger merkten die

Abſicht und dieſes Mal verhielten ſie ſich ablehnend .

Es kam dann die Inflationszeit mit ihrer

Kirchenſteuernot . Dieſe nötigte ja überall die Ge⸗

meinden , die politiſch vereinigt waren , ſich zu Zweck⸗

verbänden zuſammenzuſchließen . Das war auch in

Groß⸗Karlsruhe der Fall , wo Karlsruhe und Mühl⸗

burg in kirchenſteuerlicher Hinſicht heute noch einen

Zweckverband bilden .

Man hätte es dabei belaſſen können ; aber nun

haben ſich in letzter Zeit für beide Gemeinden

wichtige Aufgaben gezeigt , die nach einer Löſung

drängen . Karlsruhe ſteht vor der Errichtung einer

weiteren Pfarrei im Weſten und Mühlburg hätte

ſchon längſt zur Errichtung einer zweiten Pfarrei

ſchreiten müſſen . Es läßt ſich nun aber dieſe Auf

gabe wirklich nicht gut löſen , wenn man die alten

parochialen Grenzen beibehält . Dieſe müſſen zuerſt

fallen , wenn eine gute , richtige Einteilung der neuen

Parochien durchgeführt werden ſoll .

Und ſo iſt nach langen Verhandlungen und unter

Zurückſtellung ſchwerer Bedenken auf beiden Seiten

es ſchließlich zwiſchen beiden Gemeinden zu einer

Vereinbarung gekommen , aus der nun dieſe Ihnen

gemachte Geſetzesvorlage herausgewachſen iſt .

Die meiſten Bedenken lagen wohl bei den Mühl⸗

burgern . Mühlburg gibt ſeine Selbſtändigkeit auf ;

es iſt nicht eine Vereinigung von Karlsruhe und

Mühlburg , ſondern man könnte richtiger ſagen : eine
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Eingemeindung Mühlburgs in die große Kirchen

gemeinde Karlsruhe . Mühlburg hat bis dahin eine

gute Organiſation gehabt , hat ein reges kirchliches

Leben gezeigt und muß ſich nun dazu bequemen , daß

ſein Kirchengemeindeausſchuß ( mit 100 Mitgliedern )

und ſein Kirchengemeinderat ( mit 20 Mitgliedern )

aufgelöſt wird und dieſe Körperſchaften nur als

Sprengelräte Mühlburgs weiterbeſtehen können , und

ſich mit einer ganz beſchränkten Zahl von Vertretern

im Karlsruher Geſamtkirchengemeinderat und ⸗aus

ſchuß begnügen . Iſt die Auswahl dieſer Vertreter

keine glückliche , dann fällt es einer eingemeindeten

Gemeinde ſehr ſchwer , ſich in der großen Gemeinde

durchzuſetzen und ihre Intereſſen richtig zu vertreten .

Umgekehrt aber ſind einem Sprengelausſchuß und

Sprengelrat nach unſerer jetzigen Verfaſſung nur ſo

geringfügige Betätigungsmöglichkeiten zugewieſen ,

daß das rege Leben , das bisher in den Mühlburger

Körperſchaften zu konſtatieren war , ſicherlich mit der

Zeit in dem Sprengelrat und ⸗ausſchuß etwas ab⸗

flauen wird . Dadurch kann das kirchliche Leben in

Mühlburg Schaden leiden und es wäre zu wünſchen ,

daß die Kirchenregierung Mittel und Wege findet ,

um den einzelnen Kirchenſprengeln größere Selb⸗

ſtändigkeit — vielleicht in vermögensrechtlicher Hin⸗

ſicht , aber auch bei der Pfarrwahl und anderen

Dingen — einzuräumen . ( Sehr richtig !l !) Dann

würden die Eingemeindungen , die auch noch in

anderen Großkirchengemeinden Badens außerordent⸗

lich wünſchenswert ſind , ſich aber nur ſehr langſam

und mit ſichtlichem Widerſtreben anzubahnen ſchei⸗

nen , leichter durchzuführen ſein . Ich denke an die

Großkirchengemeinde Mannheim , an Weinheim , ich

denke vor allem auch an Heidelberg und an andere

( Zuruf : Pforzheim ) , Pforzheim insbeſondere !

Der Entwurf , der Ihnen vorgelegt iſt , iſt von

Ihrem Rechtsausſchuß einmütig angenommen wor

den

Zu dem S2 des Geſetzentwurfs wird , da er

verfaſſungändernd iſt , eine Zweidrittelmehrheit nötig

ſein ; die anderen Paragraphen können mit der ab

ſoluten Mehrheit angenommen werden .

Ich darf als früherer Pfarrer von Mühlburg und

jetziger Pfarrer von Karlsruhe den Wunſch aus —

ſprechen , daß ſich beide Gemeinden unter Zurück —

ſtellung von Sonderintereſſen , die vielfach pekuniärer

Art geweſen ſind , zuſammenfinden , ſich gegenſeitig

einleben und daß durch dieſe Eingemeindung das

religiös⸗ſittliche und kirchliche Leben in Karlsruhe

gefördert werden möge .

Eine allgemeine Ausſprache wird nicht gewünſcht .

In der nun folgenden Abſtimmung wird 8 1
des Geſetzentwurfs mit allen gegen 1 Stimme , 8 2

einſtimmig , § 3 mit allen gegen 1 Stimme , mit

demſelben Stimmenverhältnis das Geſetz im ganzen

und ſeine überſchrift angenommen .

Auf eine zweite Leſung wird verzichtet .

Die Sitzung wird darauf mit Gebet , das Ab —

geordneter Fiſcher ſpricht , geſchloſſen .

Siebente öffentliche Sitzung .

Karlsruhe , Freitag , den 11 . Mai 1928 ,

nachmittags 4 Uhr .

Vizepräſident Wilhelm Schulz eröffnet die Sit⸗

zung , Abgeordneter Camerer ſpricht das Eingangs⸗

gebet .

Neue Eingänge liegen nicht vor . Es wird darum

ſofort in die Tagesordnung eingetreten

Bericht des Hauptberichtsausſchuſſes über

a . Antrag des Volkskirchenbundes evang. Sozialiſten ,
die Stellung zu den „chriſtlichen “ Parteien betr .

Berichterſtatter Abgeordneter Vath : Der Antrag

lautet :
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